
[POLIDOCS-BUCH v1]
Zweck: Häufige Behauptungen und Streitfragen zu Migration, Flucht, Asyl und Integration belastbar
beantworten.
Umfang: Rechtslage, staatliche Leistungen, Arbeitsmarkt, gesellschaftliche Folgen und politische
Positionen mit Schwerpunkt Deutschland und EU.
Eintragseinheit: Eine Seite behandelt eine konkrete Behauptung, Regelung, Fallgruppe oder
empirische Frage; größere wiederkehrende Themen erhalten Kapitel.
Abgrenzung: Einzelfälle ohne übergeordneten Erkenntniswert, unbelegte Herkunftszuschreibungen
und pauschale Gruppenurteile werden nicht aufgenommen.
Qualität: Rechtsstatus und Personengruppe präzise benennen, Zahlen zeitlich einordnen und
Rechtslage, Praxis, Einzelfall und politische Bewertung trennen.
Erweiterungsauftrag: Relevante offene Behauptungen oder Fallgruppen recherchieren,
deduplizieren und als belegte Seiten beziehungsweise klar abgegrenzte Kapitel ergänzen.

Stellt der Deutsche Staat Ukraninischen Flüchtlingen Autos und Treibstoff:
Staatliche Ausgaben für Flüchtlinge
Warum das Arbeitsverbot für Flüchtlinge negative Auswirkungen hat
Wie stehen die Partein zur Flüchtlingspolitik
Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

[ÜBERSICHT] Übersicht: Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht
[LEICHT] Straffreiheit für irreguläre Einreise nach Art. 31 GFK
[LEICHT] Falsche Papiere: Grenze der Straffreiheit nach Art. 31 GFK
[EXTREM] Regensburg 2023: Bewährungsstrafe nach sechs Sexualdelikten
[KEIN DELIKT] Unklares Alter: Altersfeststellung und Jugendstrafrecht
[EXTREM] Wiesbaden 2014: Kulturbonus bei einem Mordurteil?
[EXTREM] Sogenannte Ehrenmorde und kulturelle Wertvorstellungen
[VARIABEL] Unkenntnis deutschen Rechts und kulturell geprägter Verbotsirrtum
[VARIABEL] Drohende Abschiebung als Strafmilderungsgrund
[MITTEL – TATVORWURF] Untersuchungshaft: Fluchtgefahr bei Asylbewerbern
[KEIN DELIKT] Dolmetscher und Übersetzungen im Strafverfahren
[KEIN DELIKT] Kurze Klage- und Begründungsfristen im Asylrecht
[KEIN DELIKT] Begrenzte Berufung und Rechtsmittel im Asylprozess

Migration



[KEIN DELIKT] Beweisnot und Glaubhaftigkeit im Asylprozess
[KEIN DELIKT] Abschiebungshaft: Freiheitsentziehung ohne Straftat
[VARIABEL] Rassistische und fremdenfeindliche Tatmotive: Opferschutz
[EXTREM] Nürnberg: Ausnutzung geflüchteter Frauen durch einen Wachmann
[VARIABEL] Fluchttrauma und PTBS: Auswirkungen auf die Schuldfähigkeit
[KEIN DELIKT] Beratung und anwaltliche Vertretung im Asylverfahren



Die Behauptung, dass der deutsche Staat ukrainischen Flüchtlingen "Autos" und kostenlosen
Kraftstoff zur Verfügung stellt, entbehrt jeder Grundlage und wurde mehrfach widerlegt.

Faktenlage:

Keine kostenlosen Autos vom Staat: In sozialen Medien kursierten Videos, in denen 
behauptet wurde, dass Jobcenter ukrainischen Geflüchteten Fahrzeuge schenken. Diese 
Behauptungen wurden durch Recherchen als falsch entlarvt. Beispielsweise erklärte der 
Landkreis Rotenburg (Wümme), dass keine entsprechenden Zahlungen erfolgt seien.
dpa-factchecking.com
Mögliche finanzielle Unterstützung für Arbeitsaufnahme: Jobcenter können in 
bestimmten Fällen finanzielle Unterstützung für die Anschaffung eines Fahrzeugs 
gewähren, wenn dies für die Aufnahme einer Beschäftigung notwendig ist. Diese 
Unterstützung ist jedoch nicht auf ukrainische Geflüchtete beschränkt, sondern steht allen 
Arbeitssuchenden unter bestimmten Voraussetzungen offen.
dpa-factchecking.com
Keine generelle Bereitstellung von Kraftstoff: Es gibt keine staatlichen Programme, 
die Geflüchteten, einschließlich derer aus der Ukraine, kostenlosen Kraftstoff zur 
Verfügung stellen.

Fazit:

Die Verbreitung solcher Falschinformationen trägt zur Verunsicherung und zu Vo

Stellt der Deutsche Staat
Ukraninischen Flüchtlingen
Autos und Treibstoff:

https://dpa-factchecking.com/germany/240515-99-42628/?utm_source=chatgpt.com
https://dpa-factchecking.com/germany/240515-99-42628/?utm_source=chatgpt.com


Im Jahr 2024 plant der deutsche Staat, insgesamt rund 21,3 Milliarden Euro für asyl- und 
fluchtbezogene Ausgaben bereitzustellen. Diese Summe entspricht etwa 4,5 % des gesamten 
Bundeshaushalts, der auf 476,81 Milliarden Euro veranschlagt ist.

bpb.de

bundeshaushalt.de

Vergleich mit anderen Ausgabenbereichen:

Verteidigung: Die Ausgaben für Verteidigung liegen im Jahr 2024 bei über 50
Milliarden Euro, was in etwa 10,5 % des Bundeshaushalts entspricht.
welt.de
Investitionen: Für Investitionen sind im Jahr 2024 insgesamt 81 Milliarden Euro 
vorgesehen, was 16,6 % des Bundeshaushalts ausmacht.
welt.de
Arbeitsmarktpolitik: Die Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik belaufen sich im Jahr 2024 
auf 47,32 Milliarden Euro, entsprechend 9,9 % des Bundeshaushalts.
bundeshaushalt.de

Zusätzlich zu den Bundesmitteln tragen auch Länder und Kommunen erhebliche Kosten für die 
Unterbringung, Versorgung und Integration von Geflüchteten. Beispielsweise hat die Stadt 
Düsseldorf seit 2015 rund 910 Millionen Euro für Verpflegung, Integration und Lebensunterhalt 
von Flüchtlingen ausgegeben, wobei nur etwa 30 % dieser Summe erstattet wurden.

kommunal.de

Diese Zahlen verdeutlichen, dass die Ausgaben für Flüchtlinge einen signifikanten, aber nicht
dominierenden Anteil am Bundeshaushalt darstellen, insbesondere im Vergleich zu anderen großen
Ausgabenbereichen wie Verteidigung oder Investitionen.

Staatliche Ausgaben für
Flüchtlinge

https://www.bpb.de/themen/migration-integration/zahlen-zu-asyl/265776/asylbedingte-kosten-und-ausgaben/?utm_source=chatgpt.com
https://www.bundeshaushalt.de/static/daten/2024/soll/Gesamtplan%20und%20Uebersichten.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://www.welt.de/wirtschaft/article248386590/Flucht-und-Migration-kosten-dieses-Jahr-fast-50-Milliarden-Euro.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.welt.de/253198562?utm_source=chatgpt.com
https://www.bundeshaushalt.de/DE/Home/home.html?utm_source=chatgpt.com
https://kommunal.de/das-geben-kommunen-fuer-migration-wirklich-aus-was-bund-und-laender-erstatten?utm_source=chatgpt.com


Das Arbeitsverbot für Flüchtlinge in Deutschland kann erhebliche negative Auswirkungen haben,
sowohl auf die betroffenen Individuen als auch auf die Gesellschaft insgesamt.

Auswirkungen des Arbeitsverbots:

Psychosoziale Belastung: Flüchtlinge, die keiner Beschäftigung nachgehen dürfen, 
erleben oft Langeweile und Perspektivlosigkeit. Diese Untätigkeit kann zu erhöhtem 
Stress, Depressionen und anderen psychischen Problemen führen.
merkur.de
Fehlende Integration: Arbeit ist ein zentraler Faktor für die gesellschaftliche 
Integration. Ohne die Möglichkeit, einer Beschäftigung nachzugehen, bleibt vielen 
Flüchtlingen der Zugang zu sozialen Netzwerken und kulturellem Austausch verwehrt, was 
ihre Isolation verstärken kann.

Zusammenhang mit erhöhter Kriminalität:

Studien und Experten weisen darauf hin, dass die Kombination aus Arbeitsverbot,
Perspektivlosigkeit und sozialer Isolation das Risiko erhöht, dass Flüchtlinge in kriminelle
Aktivitäten abgleiten.

Förderung von Kriminalität: Der Vizevorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Jörg 
Radek, äußerte die Befürchtung, dass die Lebensbedingungen vieler Flüchtlinge, wie etwa 
das Arbeitsverbot und die damit einhergehende Langeweile, kriminelle Handlungen 
begünstigen könnten.
infranken.de
Statistische Zusammenhänge: Eine Studie zur Entwicklung der Gewalt in Deutschland 
zwischen 2014 und 2016 zeigte, dass der Anstieg der Gewaltkriminalität in Niedersachsen 
zu einem großen Teil auf Flüchtlinge zurückzuführen war. Die Autoren der Studie führten 
dies unter anderem auf Faktoren wie beengte Unterkünfte, fehlende 
Beschäftigungsmöglichkeiten und soziale Isolation zurück.
de.wikipedia.org

Fazit:

Warum das Arbeitsverbot für
Flüchtlinge negative
Auswirkungen hat

https://www.merkur.de/lokales/leserbriefe/politik/arbeitsverbot-fluechtlinge-8759626.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.infranken.de/lk/bamberg/sind-fluechtlinge-wirklich-krimineller-als-deutsche-art-1218033?utm_source=chatgpt.com
https://de.wikipedia.org/wiki/Fl%C3%BCchtlingskrise_in_Deutschland_2015/2016?utm_source=chatgpt.com


Das Arbeitsverbot für Flüchtlinge trägt maßgeblich zu ihrer sozialen Isolation und
Perspektivlosigkeit bei, was das Risiko für kriminelle Handlungen erhöhen kann. Eine Lockerung der
Arbeitsverbote und die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten könnten daher nicht nur die
Integration fördern, sondern auch präventiv gegen Kriminalität wirken.



Die Positionen der deutschen Parteien zu Flüchtlingspolitik und Abschiebungen variieren deutlich.
Hier ein Überblick:

CDU/CSU: Die Union betont die Notwendigkeit, irreguläre Migration zu begrenzen. Nach einem
Messerangriff in Aschaffenburg im Januar 2025 präsentierte Friedrich Merz einen Fünf-Punkte-Plan,
der dauerhafte Grenzkontrollen, Zurückweisungen illegaler Einreisen und verschärfte
Abschieberegelungen vorsieht. Dieser Plan wurde mit Unterstützung der AfD im Bundestag
beschlossen, was zu politischen Kontroversen führte.

de.wikipedia.org

SPD: Die Sozialdemokraten setzen auf eine ausgewogene Migrationspolitik. Sie betonen die
Bedeutung von Integration und fairen Asylverfahren, während sie gleichzeitig die Rückführung
abgelehnter Asylbewerber unterstützen. Kanzler Olaf Scholz verteidigte die bisherigen Maßnahmen
zur Reduzierung illegaler Einreisen und zur Steigerung von Abschiebungen.

cadenaser.com

Bündnis 90/Die Grünen: Die Grünen plädieren für eine humane Flüchtlingspolitik. Sie
unterstützen legale Fluchtwege und lehnen Abschiebungen in Krisengebiete ab. Robert Habeck
verteidigte den Familiennachzug für Asylbewerber und betonte die Notwendigkeit von
Integrationsmaßnahmen.

bild.de

FDP: Die Freien Demokraten fordern effiziente Asylverfahren und die konsequente Rückführung
abgelehnter Asylbewerber. Sie betonen die Bedeutung von Rechtsstaatlichkeit und geordneten
Migrationsprozessen. Die FDP unterstützte den Fünf-Punkte-Plan der CDU/CSU, was zu internen
Diskussionen führte.

de.wikipedia.org

Die Linke: Die Linke setzt sich für offene Grenzen und ein uneingeschränktes Asylrecht ein. Sie
lehnt Abschiebungen grundsätzlich ab und fordert stattdessen umfassende Integrationsangebote.
Co-Vorsitzende Heidi Reichinnek kritisierte die Zusammenarbeit von CDU und AfD scharf und
betonte die Bedeutung von Solidarität mit Geflüchteten.

Wie stehen die Partein zur
Flüchtlingspolitik

https://de.wikipedia.org/wiki/F%C3%BCnf-Punkte-Plan?utm_source=chatgpt.com
https://cadenaser.com/nacional/2025/02/16/scholz-y-merz-marcan-distancias-con-la-ultraderecha-en-un-nuevo-cara-a-cara-centrado-en-la-politica-migratoria-cadena-ser/?utm_source=chatgpt.com
https://www.bild.de/politik/kanzler-vierkampf-im-tv-jauch-grillt-weidel-wegen-schweiz-wohnsitz-67b255a41aeb2534badce7ff?utm_source=chatgpt.com
https://de.wikipedia.org/wiki/F%C3%BCnf-Punkte-Plan?utm_source=chatgpt.com


theguardian.com

AfD: Die Alternative für Deutschland verfolgt eine restriktive Flüchtlingspolitik. Sie fordert die
Schließung der Grenzen für Asylsuchende und eine konsequente Abschiebung abgelehnter
Asylbewerber. Die AfD unterstützte den Fünf-Punkte-Plan der CDU/CSU und sieht darin einen
Schritt in die richtige Richtung.

de.wikipedia.org

Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW): Das BSW befürwortet das Asylrecht für politisch Verfolgte,
spricht sich jedoch für eine Begrenzung der Zuwanderung aus. Sie fordern, dass Asylverfahren in
sicheren Drittstaaten durchgeführt werden und abgelehnte Asylbewerber nur noch Sachleistungen
erhalten. Zudem betont das BSW die Notwendigkeit, Fluchtursachen durch eine veränderte Außen-
und Wirtschaftspolitik zu bekämpfen.

de.wikipedia.org

Zusammenfassend zeigt sich ein breites Spektrum an Ansätzen in der Flüchtlingspolitik der
deutschen Parteien, von restriktiven Maßnahmen bis hin zu offenen Integrationskonzepten.

https://www.theguardian.com/commentisfree/2025/feb/20/in-these-dark-times-of-racially-charged-election-campaigns-the-german-left-offers-a-flicker-of-hope?utm_source=chatgpt.com
https://de.wikipedia.org/wiki/F%C3%BCnf-Punkte-Plan?utm_source=chatgpt.com
https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCndnis_Sahra_Wagenknecht?utm_source=chatgpt.com


[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Prüfen, wann und warum Geflüchtete oder Asylsuchende im deutschen Recht tatsächlich
anders behandelt werden und welche Medienbehauptungen einer Prüfung standhalten.
Eintragseinheit: Eine Seite pro Rechtsregel, gerichtlichem Fall, strukturellem Vor- oder Nachteil
oder konkret prüfbarer Medienbehauptung; die Übersicht ordnet alle Einträge ein.
Aufnahmekriterien: Nachweisbarer Bezug zu Flüchtlings- oder Aufenthaltsstatus und belastbare
Rechtsquelle, Entscheidung oder überprüfbare Tatsachengrundlage.
Pflichtinhalt: Präfix der definierten Skala, Personengruppe, Rechtsgebiet, Datum und Aktenzeichen
soweit vorhanden, Sachverhalt, Rechtsregel, Ergebnis, Evidenztyp, Gegenargumente und Quellen.
Abgrenzung: Unbelegte Einzelfallnarrative, allgemeine Kriminalitätsstatistik ohne Gerichtsbezug
und pauschale Kulturdeutungen werden ausgeschlossen.
Erweiterungsauftrag: Neue Regeln, Entscheidungen oder verbreitete Behauptungen recherchieren,
gegen alle 19 bestehenden Seiten prüfen, als skalenkonforme Detailseite ergänzen und die
Übersichtsseite aktualisieren.

Andersbehandlung von
Flüchtlingen vor Gericht



Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Die Kennzeichnung am Anfang jedes Seitentitels bezieht sich auf das dort behandelte Delikt, nicht
auf Herkunft oder Aufenthaltsstatus:

LEICHT: gewaltloses Delikt im unteren Bereich; im dargestellten Fall höchstens geringe
Freiheits- oder Geldstrafe.

[ÜBERSICHT] Übersicht:
Andersbehandlung von
Flüchtlingen vor Gericht
[ÜBERSICHT]
Andersbehandlung von
Flüchtlingen vor Gericht:
Übersicht und Faktencheck

Kurzfazit: Einen allgemeinen „Flüchtlingsrabatt“ gibt es im deutschen Recht
nicht. Es gibt jedoch zahlreiche status- oder situationsbezogene Sonderregeln.
Einige schützen Geflüchtete, andere erschweren ihren Rechtsschutz oder
können praktisch zu härteren Folgen führen. Wieder andere öffentlich diskutierte
Fälle sind bei genauer Prüfung gar keine Flüchtlingsfälle.

“

Legende zur Deliktsschwere



MITTEL: Delikt mit merklichem Schaden oder höherem Strafrahmen, aber ohne die für
„SCHWER“ oder „EXTREM“ typische Gewaltschwere.
SCHWER: schwere Gewalt- oder sonstige Straftat mit regelmäßig erheblicher
Freiheitsstrafe.
EXTREM: insbesondere Mord oder Vergewaltigung.
VARIABEL: die Seite behandelt eine Rechtsfrage, die bei Delikten sehr unterschiedlicher
Schwere auftreten kann.
KEIN DELIKT: Gegenstand ist eine Verfahrens-, Asyl- oder Aufenthaltsfrage und keine
Straftat.

Die Einstufung ist eine redaktionelle Orientierung und keine gesetzliche Kategorie. Bei bloßen
Tatvorwürfen bedeutet sie keine Aussage über die Schuld der beschuldigten Person.

Diese Sammlung verwendet den Begriff weit, aber nicht wertend. Erfasst werden:

1. ausdrückliche Sonderregeln, die nur Flüchtlinge, Asylsuchende oder ausreisepflichtige
Ausländer betreffen;

2. verfahrensrechtliche Ausgleiche, etwa Dolmetschleistungen, die tatsächliche
Chancengleichheit herstellen sollen;

3. praktische Nachteile, beispielsweise ein erhöhtes Risiko von Untersuchungshaft wegen
fehlender fester Bindungen;

4. Einzelfallentscheidungen, die öffentlich als „Kulturbonus“ oder „Flüchtlingsrabatt“
bezeichnet wurden;

5. Schutz als Opfer, wenn rassistische Tatmotive oder eine besondere Abhängigkeit in
einer Unterkunft die Strafzumessung beeinflussen.

Nicht jede Verschiedenbehandlung ist Diskriminierung. Nach Art. 3 GG müssen wesentlich gleiche
Sachverhalte gleich und wesentlich ungleiche ihrer Eigenart entsprechend behandelt werden.
Gerade im Strafrecht verlangt § 46 StGB eine individuelle Würdigung von Tat, Schuld, Vorleben,
Nachtatverhalten und persönlichen Verhältnissen.

Was zählt hier als
Andersbehandlung?

Die untersuchten Einträge

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__46.html


Straffreiheit für irreguläre Einreise: Art. 31 Abs. 1 der Genfer Flüchtlingskonvention
kann Flüchtlinge unter engen Voraussetzungen vor Bestrafung wegen Einreise oder
Aufenthalt schützen.
Dolmetscher und Übersetzungen: Sprachunkundige Beschuldigte erhalten
unentgeltliche sprachliche Unterstützung, soweit sie zur Verteidigung erforderlich ist.
Jugendschutz und Altersklärung: Bei unbegleiteten jungen Menschen gelten
besondere Verfahren zur Altersfeststellung. Im Strafrecht gelten dieselben Altersgrenzen
wie für Deutsche.
Rassistische Tatmotive: Wird ein Geflüchteter gerade wegen seiner Herkunft
angegriffen, muss das rassistische oder fremdenfeindliche Motiv grundsätzlich
strafschärfend berücksichtigt werden.
Unentgeltliche Asylverfahrensberatung: Das Asylgesetz sieht eine staatlich
geförderte, behördenunabhängige Beratung vor.

Falsche Papiere: Die Straffreiheit aus Art. 31 GFK erfasst nach der deutschen
Rechtsprechung nicht automatisch Urkundenfälschung.
Trauma und PTBS: Eine Flucht- oder Traumaerfahrung führt nicht automatisch zu
Schuldunfähigkeit oder Strafmilderung. Entscheidend ist eine konkrete schwere
psychische Störung und deren Wirkung bei der Tat.
Verbotsirrtum und kulturelle Prägung: Unkenntnis deutscher Strafnormen oder
abweichende kulturelle Wertvorstellungen entschuldigen nicht pauschal.
Abschiebungsfolgen: Eine drohende Ausweisung oder Abschiebung ist nach dem BGH
grundsätzlich kein bestimmender Strafmilderungsgrund; nur außergewöhnliche
persönliche Härten können anders bewertet werden.

Untersuchungshaft: Ausländische Staatsangehörigkeit oder Asylbewerberstatus allein
genügen nicht für Fluchtgefahr. Fehlender fester Wohnsitz, geringe Bindungen und
Auslandsbezüge können in der Praxis aber nachteilig wirken.
Kurze Klagefristen im Asylrecht: Je nach Entscheidungsart bleiben nur eine oder zwei
Wochen für die Klage; die Frist zur Darlegung von Tatsachen und Beweismitteln beträgt
grundsätzlich einen Monat.

Begünstigende Sonderregeln oder
Ausgleichsrechte

Begrenzte oder nur scheinbare
Begünstigungen

Mögliche oder strukturelle Nachteile



Begrenzte Rechtsmittel: Offensichtlich unzulässige oder unbegründete Asylklagen
können nach der ersten Instanz unanfechtbar sein. Im Übrigen muss die Berufung
zugelassen werden.
Beweisprobleme: Asylsuchende verfügen häufig nicht über Urkunden oder erreichbare
Zeugen. Ihre eigene Schilderung gewinnt dadurch besonderes Gewicht, muss aber
dennoch das Gericht überzeugen.
Abschiebungshaft: Menschen können zur Sicherung ihrer Abschiebung inhaftiert
werden, obwohl ihnen keine Straftat zur Last gelegt wird. Das ist eine ausschließlich an
den Aufenthaltsstatus anknüpfende Freiheitsentziehung.

Regensburg 2023: Ein 23-jähriger Afghane erhielt wegen sechs Sexualdelikten eine
Jugendstrafe von einem Jahr und zehn Monaten auf Bewährung. Maßgeblich waren
Jugendstrafrecht, Geständnis, sechs Monate Untersuchungshaft und eine günstige
Prognose – nicht ein gesetzlicher Flüchtlingsbonus.
Wiesbaden 2014: Ein deutsch-afghanischer Mann wurde wegen Mordes zu lebenslanger
Haft verurteilt; das Gericht stellte keine besondere Schwere der Schuld fest. Der Fall
wurde als „Kulturbonus“ kritisiert, war aber kein Flüchtlingsfall.
Sogenannte Ehrenmorde: Die neuere BGH-Rechtsprechung bewertet Besitz- und
Ehrvorstellungen regelmäßig nach den Maßstäben der deutschen Rechtsgemeinschaft und
nicht milder wegen einer fremden kulturellen Prägung.
Nürnberger Flüchtlingsunterkunft: Ein Wachmann erhielt zehn Jahre Haft, weil er die
Abhängigkeit zweier geflüchteter Frauen für mindestens 67 Vergewaltigungen ausgenutzt
hatte. Der BGH bestätigte das Urteil.

Ein mildes oder hartes Urteil beweist noch keine systematische Ungleichbehandlung. Dafür wären
vergleichbare Fälle, identische Tat- und Tätermerkmale und eine belastbare statistische
Auswertung nötig. Veröffentlichte Gerichtsentscheidungen enthalten zudem aus
Datenschutzgründen oft weder Aufenthaltsstatus noch vollständige persönliche Umstände.
Behauptungen wie „Ausländer“, „Afghane“ oder „Muslim“ dürfen daher nicht automatisch in
„Flüchtling“ umgedeutet werden.

Die Rechtslage ist widersprüchlicher als die politische Parole vom „Flüchtlingsrabatt“: Es gibt echte
Privilegien, vor allem zum Schutz der Flucht und zur Sicherung eines fairen Verfahrens. Gleichzeitig

Öffentlich diskutierte Einzelfälle

Was aus Einzelfällen nicht folgt

Gesamtbewertung



bestehen deutliche Sonderbelastungen im Asylprozess und durch Abschiebungshaft. Bei der
eigentlichen Strafzumessung gilt dagegen grundsätzlich dasselbe individualisierende Recht für alle.
Herkunft darf weder pauschal entschuldigen noch pauschal belasten.

Art. 3 GG – Gleichheit vor dem Gesetz
§ 46 StGB – Grundsätze der Strafzumessung
BVerfG, 8.12.2014 – 2 BvR 450/11
§ 74 AsylG – Klage- und Begründungsfristen
§ 78 AsylG – Rechtsmittel

Stand: 9. August 2026. Die Sammlung ist ein Quellen- und Debattenüberblick, keine
Rechtsberatung.

Zentrale Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__46.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/12/rk20141208_2bvr045011.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__74.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__78.html


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Wer ohne erforderlichen Aufenthaltstitel nach Deutschland einreist, kann sich grundsätzlich nach §
95 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG strafbar machen. Absatz 5 derselben Vorschrift stellt jedoch klar, dass Art.
31 Abs. 1 der Genfer Flüchtlingskonvention unberührt bleibt.

Art. 31 GFK verbietet den Vertragsstaaten, Flüchtlinge wegen unrechtmäßiger Einreise oder
unrechtmäßigen Aufenthalts zu bestrafen, wenn sie

unmittelbar aus einem Gebiet kommen, in dem ihr Leben oder ihre Freiheit bedroht war,
sich unverzüglich bei den Behörden melden und
gute Gründe für die irreguläre Einreise oder Anwesenheit darlegen.

[LEICHT] Straffreiheit für
irreguläre Einreise nach Art.
31 GFK
[LEICHT] Straffreiheit für
irreguläre Einreise nach Art.
31 GFK

Einordnung: echte, begünstigende Sonderregel für Flüchtlinge – aber nur unter
engen Voraussetzungen.“

Die Sonderbehandlung

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__95.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__95.html


Deutschland hat diese völkerrechtliche Pflicht als persönlichen Strafaufhebungsgrund in das
Aufenthaltsgesetz übernommen. Das Bundesverfassungsgericht beschreibt ausdrücklich, dass bei
erfüllten Voraussetzungen das staatliche Strafbedürfnis entfällt.

Nein. Der Schutz wäre praktisch wirkungslos, wenn er erst nach dem oft monate- oder jahrelangen
Anerkennungsverfahren gelten würde. Entscheidend ist, ob die Person materiell die
Flüchtlingseigenschaft erfüllt; ein bereits erteilter Bescheid ist nicht zwingend. Gerichte müssen
diese Vorfrage erforderlichenfalls selbst prüfen.

Das Amtsgericht Kehl stellte 2016 unter Bezug auf das BVerfG klar, dass weder eine vorherige
Anerkennung noch ein schon gestellter Asylantrag zwingende Voraussetzung ist. Das ist eine
wichtige echte Andersbehandlung: Eine Person kann wegen der Fluchtsituation persönlich straflos
bleiben, obwohl der objektive Tatbestand der irregulären Einreise erfüllt wurde.

„Unmittelbar“ bedeutet nach deutscher Rechtsprechung nicht zwingend, dass zwischen
Verfolgerstaat und Deutschland kein sicherer Staat betreten worden sein darf. Eine reine
Durchreise kann den Schutz fortbestehen lassen. Ein längerer Aufenthalt, in dem Schutz tatsächlich
hätte gesucht werden können, kann dagegen problematisch sein. Entscheidend sind Dauer, Zweck
und tatsächliche Schutzmöglichkeiten.

Das OLG Stuttgart entschied 2009, dass die Durchreise durch einen sicheren Drittstaat Art. 31 GFK
nicht automatisch ausschließt, solange dort kein schuldhaft verzögerter Aufenthalt vorlag. An die
unverzügliche Meldung in Deutschland dürfen bei einer solchen Reiseroute allerdings erhöhte
Anforderungen gestellt werden.

Muss die Person schon als
Flüchtling anerkannt sein?

Wie „unmittelbar“ muss die
Einreise sein?

Warum gibt es diese
Privilegierung?



Flüchtlinge können regelmäßig kein Visum beim Staat beantragen, vor dessen Verfolgung sie
fliehen. Sichere und legale Fluchtwege sind oft nicht verfügbar. Würde jede irreguläre
Grenzüberquerung bestraft, könnte der völkerrechtliche Flüchtlingsschutz bereits an der Art der
Flucht scheitern.

Die Regel ist daher kein allgemeiner Nachlass für Straftaten. Sie schützt nur Handlungen, die
unmittelbar mit Einreise und Aufenthalt zusammenhängen, und nur Personen, die die vertraglichen
Bedingungen erfüllen.

Aus Art. 31 GFK folgt weder Straffreiheit für spätere Straftaten noch ein milderer Strafrahmen für
Gewaltdelikte. Auch Begleitdelikte wie Urkundenfälschung werden nach der deutschen
höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht automatisch erfasst. Dieser Grenzfall wird auf einer
eigenen Seite behandelt.

§ 95 AufenthG, besonders Absatz 5
BVerfG, Beschluss vom 8.12.2014 – 2 BvR 450/11
OLG Stuttgart, 2.3.2010 – 4 Ss 1558/09, Dokumentation bei asyl.net
OLG München, 29.3.2010 – 5 St RR (II) 79/10
AG Kehl, 26.4.2016 – 3 Cs 208 Js 14124/14

Stand: 9. August 2026.

Grenze der Aussage

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__95.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/12/rk20141208_2bvr045011.html
https://www.asyl.net/rsdb/m16469/
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=OLG%20M%FCnchen&Datum=29.03.2010&Aktenzeichen=5St%20RR%20%28II%29%2079%2F10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=AG%20Kehl&Datum=26.04.2016&Aktenzeichen=3%20Cs%20208%20Js%2014124%2F14


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Ein iranischer Mann verließ 2009 mit seiner Ehefrau den Iran, um in Deutschland Asyl zu
beantragen. Über die Türkei und Griechenland gelangten beide nach Athen. Dort kaufte er
gefälschte Dokumente und legte bei einem Flug nach Berlin-Schönefeld eine gefälschte rumänische
Identitätskarte vor. Bei seiner anschließenden Beschuldigtenvernehmung erklärte er, Asyl
beantragen zu wollen.

Das Amtsgericht Chemnitz verurteilte ihn wegen Gebrauchs einer unechten Urkunde zu 40
Tagessätzen zu je acht Euro. Das OLG Dresden bestätigte die Entscheidung. Der Mann
argumentierte vor dem Bundesverfassungsgericht, die Straffreiheit nach Art. 31 GFK müsse auch

[LEICHT] Falsche Papiere:
Grenze der Straffreiheit nach
Art. 31 GFK
[LEICHT] Falsche Papiere:
Die Grenze der Straffreiheit
nach Art. 31 GFK

Einordnung: keine automatische Begünstigung. Nach deutscher
Rechtsprechung schützt Art. 31 GFK die irreguläre Einreise, aber nicht ohne
Weiteres Urkundenfälschung.

“

Der konkrete Fall



das zur Einreise eingesetzte falsche Dokument erfassen.

Das BVerfG nahm die Verfassungsbeschwerde mit Beschluss vom 8. Dezember 2014 nicht zur
Entscheidung an. Es bestätigte im Ergebnis, dass die persönliche Straffreiheit für Einreise- und
Aufenthaltsdelikte nicht automatisch auf eigenständige Begleitdelikte ausgedehnt werden muss.

Das Gericht betonte zugleich eine wichtige Nuance: Die unteren Gerichte hatten Teile ihrer
Begründung rechtsfehlerhaft oder zu pauschal formuliert. Trotzdem trug die Verurteilung im
Ergebnis, weil die Reichweite des gesetzlichen Strafaufhebungsgrundes nicht durch eine für den
Täter günstige Analogie auf die Urkundenfälschung erweitert werden konnte.

In der Praxis ist eine Flucht per Flugzeug ohne Dokument häufig unmöglich. Der UNHCR vertrat
deshalb in einer vom Beschwerdeführer angeführten Stellungnahme die Auffassung, dass typische
dokumentenbezogene Begleithandlungen vom Schutzzweck erfasst sein sollten. Die deutsche
Rechtsprechung trennt dagegen zwischen

der unrechtmäßigen Einreise oder dem Aufenthalt selbst und
zusätzlichen Delikten gegen die Sicherheit des Rechtsverkehrs.

Das führt zu einer paradoxen Lage: Der Flüchtling kann wegen der Einreise straflos sein, aber
wegen des dafür benutzten falschen Passes verurteilt werden.

Der Fall widerlegt eine pauschale Behauptung. Flüchtlinge erhalten keinen allgemeinen
strafrechtlichen Freibrief für Handlungen während der Flucht. Selbst eng mit der Einreise
verbundene Delikte können verfolgt und bestraft werden.

Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts

Warum ist das umstritten?

Was bedeutet das für die
Behauptung eines
„Flüchtlingsbonus“?



Zugleich bleibt es eine Sonderbehandlung, weil das Gericht zuerst prüfen muss, welche Delikte Art.
31 GFK erfasst. Ein deutscher Staatsangehöriger kann diesen persönlichen Strafaufhebungsgrund
nicht in Anspruch nehmen; ein materiell schutzberechtigter Flüchtling kann es für Einreise und
Aufenthalt sehr wohl.

Ob die deutsche enge Auslegung dem völkerrechtlichen Zweck der GFK vollständig gerecht wird,
bleibt in der Fachliteratur umstritten. Für eine Tatsachensammlung ist daher zwischen geltender
deutscher Rechtsprechung und der weitergehenden Auffassung des UNHCR zu unterscheiden.

BVerfG, Beschluss vom 8.12.2014 – 2 BvR 450/11, vollständige Gründe
§ 95 Abs. 5 AufenthG
OLG München, 29.3.2010 – 5 St RR (II) 79/10

Stand: 9. August 2026.

Offene rechtspolitische Frage
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Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Das Jugendschöffengericht des Amtsgerichts Regensburg verurteilte im Juli 2023 einen zum
Urteilszeitpunkt 23-jährigen Afghanen wegen

einer Vergewaltigung,
drei sexueller Übergriffe und
zwei sexueller Belästigungen.

Die Jugendstrafe betrug ein Jahr und zehn Monate und wurde für drei Jahre zur Bewährung
ausgesetzt. Zusätzlich musste der Verurteilte unter anderem Trainings absolvieren, ein Jahr

[EXTREM] Regensburg 2023:
Bewährungsstrafe nach
sechs Sexualdelikten
[EXTREM] Regensburg 2023:
Bewährungsstrafe nach
sechs Sexualdelikten

Kurzurteil: Ein realer und kontroverser milder Ausgang, aber kein belegter
„Flüchtlingsrabatt“. Ausschlaggebend waren Jugendstrafrecht, Tatzeitpunkt,
Geständnis, sechs Monate Untersuchungshaft, Wiedergutmachung und die
Prognose. Das schriftliche Urteil ist nicht öffentlich zugänglich.

“

Was geschah?



alkoholabstinent bleiben beziehungsweise eine gerichtlich festgelegte Alkoholgrenze einhalten und
2.500 Euro an das Opfer zahlen. Er hatte bereits sechs Monate in Untersuchungshaft verbracht.

Die Schlagzeile, der Mann sei „freigekommen“, war formal nicht falsch, aber unvollständig: Eine
Bewährungsstrafe ist eine rechtskräftige Freiheitsstrafe, deren Vollstreckung ausgesetzt wird. Bei
erheblichen Verstößen kann die Aussetzung widerrufen werden.

Die schwerste Tat ereignete sich, als der Angeklagte noch unter 21 Jahre alt und damit
„Heranwachsender“ war. Nach § 105 JGG kann auf 18- bis 20-Jährige Jugendstrafrecht angewandt
werden, wenn ihre Entwicklung noch der eines Jugendlichen entsprach oder die Tat nach Art,
Umständen oder Beweggründen eine Jugendverfehlung war.

Das ist keine Sonderregel für Geflüchtete. Sie gilt für deutsche und ausländische Heranwachsende
gleichermaßen. Weil mehrere Taten zusammen abgeurteilt wurden und die schwerste Tat dem
Jugendstrafrecht unterlag, war für die Gesamtentscheidung Jugendstrafrecht maßgeblich.

Im Jugendstrafrecht gelten die Mindeststrafrahmen des allgemeinen Strafrechts nicht in gleicher
Weise. Der Erziehungsgedanke und die Vermeidung weiterer Straftaten stehen im Vordergrund.
Nach § 21 Abs. 2 JGG kann eine Jugendstrafe von bis zu zwei Jahren zur Bewährung ausgesetzt
werden, wenn eine günstige Entwicklung erwartet wird und Vollzug nicht geboten ist.

Nach der Auskunft des Gerichts gegenüber dem SPIEGEL waren besonders wichtig:

das Geständnis, das den Geschädigten Aussagen vor Gericht ersparte;
sechs Monate bereits vollzogene Untersuchungshaft;
Ausbildung und fester Arbeitsplatz;
die positive Sozial- und Legalprognose;
Auflagen, Trainings und Wiedergutmachung.

Der Mann war nach Angaben seines Verteidigers mit 15 Jahren aus Afghanistan gekommen, hatte
einen sehr guten Hauptschulabschluss, eine Ausbildung und einen festen Arbeitsplatz. Diese
Integration war für die Prognose relevant. Das ist juristisch etwas anderes als eine Strafmilderung
„weil er Flüchtling ist“: Stabile Arbeit, Ausbildung und soziale Einbindung verbessern auch bei
deutschen Tätern die Bewährungsprognose.

Warum galt Jugendstrafrecht?

Welche Gründe nannte das
Gericht?

https://www.gesetze-im-internet.de/jgg/__105.html
https://www.gesetze-im-internet.de/jgg/__21.html


Die sechs Taten und insbesondere der Eingriff in die sexuelle Selbstbestimmung wiegen schwer. Ob
die günstige Prognose und die erzieherische Reaktion dem Unrecht und den Opferinteressen
ausreichend Rechnung trugen, kann legitim kritisiert werden. Ohne das nicht veröffentlichte
schriftliche Urteil lässt sich jedoch weder die vollständige Beweiswürdigung noch die Gewichtung
jedes Strafzumessungsgrundes unabhängig prüfen.

Ebenso ist nicht belegt, dass ein vergleichbarer deutscher Heranwachsender bei identischen
Umständen härter bestraft worden wäre. Ein einzelnes Urteil kann eine systematische ethnische
Bevorzugung nicht nachweisen.

Mehrere Medien bezeichneten den Mann als Flüchtling; der SPIEGEL berichtete lediglich, er sei mit
15 aus Afghanistan nach Deutschland gekommen. Der genaue aufenthaltsrechtliche Status wird in
den zugänglichen Gerichtsangaben nicht ausgewiesen. Deshalb ist „Afghane mit Fluchtgeschichte“
besser belegt als ein bestimmter anerkannter Schutzstatus.

SPIEGEL, 15.8.2023: Warum ein geständiger Vergewaltiger nicht in Haft muss
Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen: Dokumentation zum
Fall
§ 105 JGG – Jugendstrafrecht bei Heranwachsenden
§ 21 JGG – Strafaussetzung zur Bewährung
idowa: Bericht zur öffentlichen Debatte

Stand: 9. August 2026. Mangels veröffentlichten Volltextes stützt sich die Darstellung der
Urteilsgründe auf die Auskunft des Amtsgerichts und seriöse Prozessberichte.

Warum bleibt Kritik möglich?

Flüchtlingsstatus

Quellen
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Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Viele unbegleitete Geflüchtete reisen ohne verlässliche Geburtsurkunde oder Pass ein. Das Alter
entscheidet über Unterbringung, Jugendhilfe, Vormundschaft und im Strafverfahren über das
anwendbare Recht:

unter 14 Jahren: strafunmündig;
14 bis 17 Jahre: Jugendstrafrecht;

[KEIN DELIKT] Unklares
Alter: Altersfeststellung und
Jugendstrafrecht
[KEIN DELIKT] Unklares
Alter: Altersfeststellung und
Jugendstrafrecht

Einordnung: besondere Prüfverfahren für unbegleitete ausländische
Minderjährige; im Strafrecht keine eigenen Altersgrenzen für Flüchtlinge.
Verbleibende Zweifel können zugunsten des Beschuldigten wirken.

“

Warum das Alter rechtlich
entscheidend ist



18 bis 20 Jahre: als Heranwachsende unter den Voraussetzungen des § 105 JGG
Jugendstrafrecht;
ab 21 Jahren: Erwachsenenstrafrecht.

Diese Altersgrenzen gelten unabhängig von Nationalität und Aufenthaltsstatus. Die
Andersbehandlung liegt im besonderen Verfahren zur Klärung eines häufig dokumentenlosen
Alters.

Bei einer unbegleiteten Einreise stellt das Jugendamt die Minderjährigkeit zunächst durch Einsicht
in Ausweispapiere oder eine „qualifizierte Inaugenscheinnahme“ fest. In Zweifelsfällen ist auf
Antrag oder von Amts wegen eine ärztliche Untersuchung zu veranlassen. Die betroffene Person
muss über Methode, Folgen und die Möglichkeit, die Untersuchung abzulehnen, aufgeklärt werden.
Die Untersuchung hat mit schonenden und zuverlässigen Mitteln zu erfolgen.

Das Bundesverwaltungsgericht, 5 C 11.17, behandelte 2018 einen Streit darüber, wann ein
ärztliches Gutachten erforderlich ist. Weil sich der konkrete Rechtsstreit erledigt hatte, entschied
es die Grundsatzfrage nicht abschließend. Der Fall zeigt aber, dass eine bloße behördliche
Altersschätzung gerichtlich überprüfbar ist.

Eine Jugendamtsentscheidung bindet das Strafgericht nicht automatisch. Das Strafgericht muss die
für Schuld und Rechtsfolgen relevante Altersfrage selbst aufklären. Es kann Dokumente, Aussagen,
körperliche Entwicklung und sachverständige Begutachtung würdigen.

Medizinische Methoden liefern regelmäßig kein exaktes Geburtsdatum, sondern
Wahrscheinlichkeitsbereiche. Bleiben nach Ausschöpfung der Beweismöglichkeiten nicht
behebbare Zweifel, gilt im Strafrecht der Grundsatz „in dubio pro reo“. Das Gericht darf dann nicht
ohne tragfähige Tatsachengrundlage die für den Angeklagten ungünstigere Altersstufe annehmen.

Altersfeststellung nach § 42f SGB
VIII

Übertragung auf das
Strafverfahren

Ist das ein „Flüchtlingsbonus“?

https://www.bverwg.de/260418U5C11.17.0


Nein, jedenfalls nicht im Sinn einer Herkunftsprämie. Der Zweifelssatz gilt für alle Beschuldigten.
Geflüchtete profitieren häufiger sichtbar davon, weil amtliche Geburtsnachweise häufiger fehlen
und Schätzverfahren ungenau sind. Das ist ein tatsächlicher Anwendungsunterschied, keine
besondere strafrechtliche Altersgrenze.

Umgekehrt kann eine behördliche Einstufung als volljährig erhebliche Nachteile haben: Verlust von
Jugendhilfe und Vormundschaft, Unterbringung mit Erwachsenen und schwierigere
Verfahrensführung. Eine falsche Altersschätzung kann daher sowohl Strafverfahren als auch
Schutzrechte entscheidend beeinflussen.

Äußeres Erscheinungsbild ist kulturell und individuell schwer zu bewerten.
Zahn-, Hand- oder Schlüsselbeinuntersuchungen haben Messunsicherheiten.
Röntgen ohne medizinische Indikation berührt körperliche Integrität und Strahlenschutz.
Auch absichtlich falsche Altersangaben kommen vor; deshalb ist weder pauschales
Vertrauen noch pauschales Misstrauen sachgerecht.

Eine faire Bewertung muss Unsicherheit offen ausweisen, mehrere Erkenntnismittel kombinieren
und das Kindeswohl sowie die strafprozessuale Unschuldsvermutung beachten.

§ 42f SGB VIII – behördliches Verfahren zur Altersfeststellung
§ 105 JGG – Heranwachsende
BVerwG, Urteil vom 26.4.2018 – 5 C 11.17
Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, WD 3-044/16: Zuständigkeitsfragen zur
Altersbestimmung
Bundesfachverband Minderjährigkeit und Flucht: Überblick zur Alterseinschätzung

Stand: 9. August 2026.

Qualitätsprobleme und Grenzen

Quellen
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Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Das Landgericht Wiesbaden verurteilte am 24. März 2014 einen deutsch-afghanischen Mann wegen
Mordes an seiner schwangeren früheren Freundin zu lebenslanger Freiheitsstrafe. Nach den
Berichten hatte er das Opfer 2013 mit zahlreichen Messerstichen getötet. Die Staatsanwaltschaft
verlangte zusätzlich die Feststellung der besonderen Schwere der Schuld.

Das Gericht lehnte diese Zusatzfeststellung nach einer Gesamtwürdigung ab. In der öffentlichen
Debatte wurde besonders eine Passage kritisiert, nach der sich der Angeklagte aufgrund seiner
familiären, kulturellen oder religiösen Prägung in einer Zwangslage gesehen habe. Medien und

[EXTREM] Wiesbaden 2014:
Kulturbonus bei einem
Mordurteil?
[EXTREM] Wiesbaden 2014:
„Kulturbonus“ bei einem
Mordurteil?

Kurzurteil: Der Täter wurde wegen Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe
verurteilt. Umstritten war allein, dass das Gericht keine besondere Schwere der
Schuld feststellte. Der Täter war deutscher Staatsbürger afghanischer Herkunft –
der Fall belegt keine Sonderbehandlung von Flüchtlingen.

“

Der Fall



Frauenrechtsorganisationen sprachen von einem „Kultur-“ oder „Islamrabatt“.

Lebenslange Freiheitsstrafe bedeutet nicht automatisch Entlassung nach 15 Jahren. Nach 15 Jahren
kann erstmals geprüft werden, ob der Rest der Strafe zur Bewährung ausgesetzt wird. Eine
festgestellte besondere Schwere der Schuld steht einer Entlassung zu diesem Zeitpunkt
regelmäßig entgegen und verlängert die Mindestverbüßungszeit, ohne ein starres zusätzliches
Strafmaß festzulegen.

Der BGH verlangt für die besondere Schuldschwere, dass Tatbild und Täterpersönlichkeit
gegenüber gewöhnlich vorkommenden Mordfällen deutlich herausragen. Nicht jeder besonders
brutale Mord erfüllt automatisch diese zusätzliche Schwelle.

Sowohl der Angeklagte als auch die Staatsanwaltschaft legten Revision ein. Der BGH, 3.6.2015 – 2
StR 422/14, verwarf beide Rechtsmittel. Damit blieben die lebenslange Freiheitsstrafe und die
unterbliebene Feststellung besonderer Schuldschwere bestehen.

Der BGH erklärte die kulturelle Herkunft nicht zu einem allgemeinen Milderungsgrund. Er
akzeptierte die konkrete Gesamtwürdigung des Tatgerichts im revisionsrechtlich begrenzten
Prüfungsrahmen. Das ist ein wichtiger Unterschied: Revisionsgerichte ersetzen nicht jede
vertretbare tatrichterliche Gewichtung durch ihre eigene.

Der Verurteilte war nach übereinstimmenden seriösen Berichten deutscher Staatsbürger
afghanischer Herkunft. Ein Flüchtlingsstatus ist nicht belegt und für die Entscheidung nicht
maßgeblich. Wer den Fall als Beweis für einen „Flüchtlingsrabatt“ anführt, setzt Abstammung

Was bedeutet „besondere Schwere
der Schuld“?

Entscheidung des
Bundesgerichtshofs

Warum passt der Fall nur als
Faktencheck in dieses Kapitel?

https://www.hrr-strafrecht.de/2/14/2-422-14.php
https://www.hrr-strafrecht.de/2/14/2-422-14.php


unzulässig mit Fluchtstatus gleich.

Der Fall ist trotzdem relevant, weil er die eigentliche juristische Streitfrage sichtbar macht: Darf
eine kulturell geprägte subjektive Konfliktlage bei der individuellen Schuldwürdigung berücksichtigt
werden? Die Antwort lautet: Persönliche Prägung darf als Teil der Täterpersönlichkeit aufgeklärt
werden, aber die deutsche Rechtsordnung bleibt der Bewertungsmaßstab. Ein eigener milderer
Strafrahmen existiert nicht.

Die Kritik an der Formulierung und Gewichtung des Landgerichts ist nachvollziehbar. Das Ergebnis
war jedoch nicht „milde Strafe statt Mordstrafe“, sondern die gesetzlich vorgesehene Höchststrafe
lebenslang. Streit bestand über eine zusätzliche vollstreckungsrechtlich wichtige Feststellung. Für
eine systematische Bevorzugung muslimischer, afghanischer oder geflüchteter Täter reicht der Fall
nicht aus.

BGH, Urteil vom 3.6.2015 – 2 StR 422/14, Volltext
LG Wiesbaden, 24.3.2014 – 2 Ks 2234 Js 1018/13, Verfahrensnachweis
Legal Tribune Online: Ehrenmorde vor deutschen Gerichten
FAZ: Empörung über das Urteil

Stand: 9. August 2026.

Bewertung
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=LG%20Wiesbaden&Datum=24.03.2014&Aktenzeichen=2%20Ks%202234%20Js%201018%2F13
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/strafrecht-ehrenmord-blutrache-dissertation-islam-rabatt
https://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/empoerung-ueber-urteil-kultureller-rabatt-fuer-ehrenmord-12863670.html


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Mord aus niedrigen Beweggründen setzt zweierlei voraus:

1. Der Beweggrund ist objektiv nach allgemeiner sittlicher Wertung besonders
verachtenswert.

2. Der Täter erfasst die Umstände, die diese Bewertung tragen, und kann seine Antriebe
gedanklich beherrschen.

Bei Taten, die mit Familienehre, Kontrolle weiblicher Sexualität oder Besitzdenken begründet
werden, wurde lange diskutiert, ob eine fremde kulturelle Prägung schon die objektive Bewertung

[EXTREM] Sogenannte
Ehrenmorde und kulturelle
Wertvorstellungen
[EXTREM] Sogenannte
Ehrenmorde: Welche
kulturellen Maßstäbe gelten?

Einordnung: grundsätzlich keine kulturelle Privilegierung. Ob ein Tötungsmotiv
„niedrig“ ist, wird nach den Wertmaßstäben der deutschen Rechtsgemeinschaft
bewertet. Persönliche Fähigkeit zur Einsicht bleibt eine getrennte subjektive
Frage.

“

Das juristische Problem



verändern darf.

Frühere Entscheidungen berücksichtigten fremde Wertvorstellungen teilweise schon bei der Frage,
ob der Beweggrund objektiv niedrig sei. Der BGH hat diesen Ansatz deutlich begrenzt. In der
Entscheidung 2 StR 452/03 vom 28.1.2004 stellte er klar, dass die Maßstäbe der deutschen
Rechtsgemeinschaft maßgeblich sind, wenn der Täter in Deutschland lebt und die Tat hier begeht.

Individuelle Prägung kann dagegen bei der subjektiven Tatseite relevant sein: Konnte der konkrete
Täter die Niedrigkeit seines Motivs erkennen und seine Antriebe steuern? Das ist keine
Anerkennung eines anderen Normsystems, sondern die bei jedem Täter erforderliche Prüfung
persönlicher Schuld.

Das Landgericht Bremen verurteilte einen Mann am 5. Juni 2024 wegen Mordes an seiner jüngeren
Schwester zu lebenslanger Freiheitsstrafe. Nach der gerichtlichen Würdigung tötete er sie aus einer
von Besitz- und Ehrvorstellungen geprägten Motivation. Der BGH verwarf die Revision am
24.9.2024 – 5 StR 499/24; das Urteil wurde rechtskräftig.

Da der BGH das Rechtsmittel ohne ausführliche Begründung verwarf, enthält der kurze Beschluss
keine neue allgemeine Dogmatik. Der Ausgang bestätigt aber praktisch, dass „Ehre“ keine mildere
Tötungskategorie schafft.

Herkunft darf nicht selbst strafschärfend oder strafmildernd sein. Gerichte müssen aber Motive,
Sozialisation, psychische Verfassung und Einsichtsfähigkeit aufklären. Dabei gelten drei Grenzen:

Ein kulturelles Normverständnis darf das deutsche Tötungsverbot nicht ersetzen.
Bloße Gruppenzuschreibungen wie „in dieser Kultur ist das üblich“ sind keine individuelle
Beweisführung.
Subjektive Besonderheiten müssen konkret festgestellt werden; sie dürfen nicht allein aus
Religion oder Nationalität abgeleitet werden.

Entwicklung der BGH-
Rechtsprechung

Bremer Fall 2024

Ist Herkunft bedeutungslos?

https://www.hrr-strafrecht.de/2/03/2-452-03.php
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Strafsenate/5_StS/2024/5_StR_499-24.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Strafsenate/5_StS/2024/5_StR_499-24.pdf?__blob=publicationFile&v=1


Viele öffentlich als „Ehrenmord“ bezeichnete Fälle betreffen Menschen mit Migrationsgeschichte,
aber nicht nachweislich Flüchtlinge. Die Rechtsregel hängt auch nicht am Flüchtlingsstatus. Sie gilt
für jeden Täter. Deshalb belegt die Rechtsprechung vor allem, dass die politische Behauptung
eines automatischen „Kulturrabatts“ falsch ist.

BGH, 28.1.2004 – 2 StR 452/03, Volltext
BGH, 19.10.2001 – 2 StR 259/01, PDF
BGH, 24.9.2024 – 5 StR 499/24, Beschluss
Universität Bayreuth: Fachaufsatz „Der sogenannte Ehrenmord“
Legal Tribune Online: Forschungsüberblick zu Ehrenmorden vor Gericht

Stand: 9. August 2026.

Bezug zu Flüchtlingen

Quellen

https://www.hrr-strafrecht.de/2/03/2-452-03.php
https://www.hrr-strafrecht.de/2/01/2-259-01.pdf
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Strafsenate/5_StS/2024/5_StR_499-24.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://eref.uni-bayreuth.de/7384/
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/strafrecht-ehrenmord-blutrache-dissertation-islam-rabatt


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Nach § 17 StGB handelt ohne Schuld, wem bei der Tat die Einsicht fehlt, Unrecht zu tun, und wer
diesen Irrtum nicht vermeiden konnte. War der Irrtum vermeidbar, kann die Strafe gemildert
werden.

[VARIABEL] Unkenntnis
deutschen Rechts und
kulturell geprägter
Verbotsirrtum
[VARIABEL] Unkenntnis
deutschen Rechts und
kulturell geprägter
Verbotsirrtum

Einordnung: keine Sonderregel für Flüchtlinge. Ein unvermeidbarer
Verbotsirrtum kann jeden Täter entschuldigen; die Anforderungen sind hoch.
Andere kulturelle oder religiöse Normen allein genügen nicht.

“

Die gesetzliche Regel

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__17.html


Entscheidend ist nicht, ob der Täter den deutschen Paragraphen oder die genaue Strafandrohung
kannte. Er muss das grundsätzliche Unrecht seiner Handlung nicht erkannt haben. Wer weiß, dass
Gewalt, Zwang, Diebstahl oder sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person Unrecht sind,
befindet sich regelmäßig nicht in einem Verbotsirrtum, nur weil ihm der exakte Straftatbestand
unbekannt ist.

Der BGH stellt strenge Anforderungen an die Unvermeidbarkeit. Wer Anlass zu Zweifeln hat, muss
sich verlässlich informieren. Eine Bestätigung aus dem eigenen sozialen oder religiösen Umfeld
genügt nicht, wenn deren Neutralität oder Sachkunde zweifelhaft ist. Je schwerer der Eingriff in
Rechte anderer, desto weniger plausibel ist völlige Unkenntnis des Unrechts.

Diese Maßstäbe gelten für Neuankömmlinge ebenso wie für Deutsche. Kurze Aufenthaltsdauer,
fehlende Sprachkenntnisse oder abweichende Sozialisation können tatsächliche Umstände der
Einzelfallprüfung sein, ersetzen aber nicht die Voraussetzungen des § 17 StGB.

Ein Täter kann sich nicht allein darauf berufen, eine Handlung sei in seinem Herkunftsland, seiner
Familie oder seiner Religion erlaubt. Deutsches Strafrecht gilt für Inlandstaten grundsätzlich
unabhängig von Staatsangehörigkeit. Bei universell erkennbaren Rechtsgutsverletzungen – Tötung,
Körperverletzung, sexuelle Gewalt – wird ein unvermeidbarer Verbotsirrtum besonders selten sein.

Anders kann es bei technisch komplexen, verwaltungsakzessorischen oder wenig intuitiven
Verboten liegen, etwa bestimmten Melde-, Aufenthalts- oder Genehmigungspflichten. Auch dort ist
aber konkret zu prüfen, was die Person wusste und welche zumutbaren Informationsmöglichkeiten
bestanden.

Ein Verbotsirrtum betrifft die rechtliche Unrechtseinsicht. Psychische Erkrankungen,
Intelligenzminderung oder schwere Traumafolgen werden dagegen nach §§ 20 und 21 StGB
geprüft. Kulturelle Prägung ist für sich genommen keine Krankheit und keine verminderte
Schuldfähigkeit.

Pflicht zur Erkundigung

Kultur ist keine
Parallelrechtsordnung

Abgrenzung zur Schuldfähigkeit



Wenn Medien schreiben, ein Gericht habe „Unkenntnis deutscher Sitten“ strafmildernd
berücksichtigt, muss genau gefragt werden:

Ging es wirklich um § 17 StGB?
War der Irrtum unvermeidbar oder nur ein allgemeiner Strafzumessungsumstand?
Ist die Aussage im schriftlichen Urteil belegt oder nur aus mündlicher Berichterstattung
abgeleitet?
Betraf der Fall tatsächlich einen Flüchtling?

Ohne diese Angaben ist die Behauptung eines „Kulturbonus“ nicht überprüfbar.

§ 17 StGB – Verbotsirrtum
BGH, 11.12.2024 – 1 StR 303/24
§ 3 StGB – Geltung für Inlandstaten
§§ 20 und 21 StGB – Schuldunfähigkeit und verminderte Schuldfähigkeit

Stand: 9. August 2026.

Debattenwert

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__17.html
https://www.hrr-strafrecht.de/1/24/1-303-24.php
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__20.html


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Ein nichtdeutscher Verurteilter kann nach einer Straftat neben der eigentlichen Strafe
ausländerrechtliche Folgen erleiden:

Ausweisung oder Verlust eines Aufenthaltstitels,
Abschiebung nach der Haft,
Einreise- und Aufenthaltsverbot,
Trennung von Familie und sozialem Umfeld,
Verlust eines Schutzstatus, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.

[VARIABEL] Drohende
Abschiebung als
Strafmilderungsgrund
[VARIABEL] Drohende
Abschiebung als
Strafmilderungsgrund

Einordnung: mögliche, aber eng begrenzte Berücksichtigung
ausländerspezifischer Härten. Nach dem BGH sind normale ausländerrechtliche
Folgen grundsätzlich kein bestimmender Strafmilderungsgrund.

“

Das Doppelbelastungsargument



Deutsche Täter können diese Folgen nicht treffen. Deshalb wird vor Gericht gelegentlich
argumentiert, der ausländische Angeklagte werde faktisch doppelt belastet und müsse eine
mildere Strafe erhalten.

Der BGH, Beschluss vom 25.1.2022 – 1 StR 482/21, stellte klar: Ausländerrechtliche Folgen einer
Verurteilung sind grundsätzlich keine bestimmenden Strafmilderungsgründe. Sie sind die gesetzlich
vorgesehenen Folgen des Aufenthaltsrechts und treffen nicht die strafrechtliche Schuld selbst.

Eine Erörterung im Urteil wird erst dann erforderlich, wenn besondere persönliche Umstände eine
außergewöhnliche Härte ergeben. In älterer Rechtsprechung hat der BGH etwa darauf abgestellt,
ob eine zwingende Aufenthaltsbeendigung den Betroffenen wegen langjähriger Verwurzelung oder
konkreter familiärer Bindungen besonders hart trifft.

Eine bloß mögliche Abschiebung reicht nicht. Bei anerkannten Flüchtlingen kommen zudem
Abschiebungsverbote und der Schutz vor Zurückweisung in einen Verfolgerstaat hinzu; eine
Verurteilung führt daher nicht automatisch zur tatsächlichen Abschiebung.

Die Strafkammer soll auch nicht spekulativ an die Stelle der Ausländerbehörde treten. Ob eine
Ausweisung oder Abschiebung rechtlich möglich und verhältnismäßig ist, wird in einem eigenen
Verwaltungsverfahren und gegebenenfalls vor Verwaltungsgerichten geprüft.

Ja. Selbst wenn die strafrechtliche Sanktion identisch ist, kann ein ausländischer Verurteilter nach
der Haft aufenthaltsrechtlich deutlich stärker belastet sein als ein Deutscher. Das ist eine echte
statusbezogene Ungleichfolge. Sie ist nicht Teil der Strafe im formellen Sinn, wird vom Betroffenen
aber als zusätzliche Sanktion erlebt.

Auch vollzugspraktisch können unsichere Aufenthaltsperspektiven Nachteile haben, etwa bei
Lockerungen oder Entlassungsplanung. Solche Effekte müssen jeweils belegt werden und dürfen
nicht pauschal unterstellt werden.

Grundsatz des Bundesgerichtshofs

Keine automatische Milderung für
Flüchtlinge

Kann die Folge auch härter wirken?

https://www.hrr-strafrecht.de/1/21/1-482-21.php


Die Behauptung, Flüchtlinge erhielten regelmäßig weniger Strafe, weil ihnen Abschiebung drohe,
ist mit der BGH-Rechtsprechung nicht vereinbar. Möglich bleibt nur die individuelle
Berücksichtigung ungewöhnlich schwerer Folgen. Gleichzeitig ist richtig, dass Nichtdeutsche bei
gleicher Strafe zusätzliche aufenthaltsrechtliche Konsequenzen tragen können.

BGH, 25.1.2022 – 1 StR 482/21, Volltext
BGH, 31.8.2007 – 2 StR 304/07, Verfahrensnachweis
§ 46 StGB – Strafzumessung
§ 53 AufenthG – Ausweisung

Stand: 9. August 2026.

Ergebnis

Quellen

https://www.hrr-strafrecht.de/1/21/1-482-21.php
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BGH&Datum=31.08.2007&Aktenzeichen=2%20StR%20304%2F07
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__46.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__53.html


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Untersuchungshaft ist keine Strafe. Sie darf vor einer rechtskräftigen Verurteilung nur bei
dringendem Tatverdacht, einem gesetzlichen Haftgrund und unter Beachtung der

[MITTEL – TATVORWURF]
Untersuchungshaft:
Fluchtgefahr bei
Asylbewerbern
[MITTEL – TATVORWURF]
Untersuchungshaft:
Fluchtgefahr bei
Asylbewerbern

Einordnung: Der Asylbewerberstatus allein begründet keine Fluchtgefahr.
Fehlender Wohnsitz und geringe Bindungen können aber praktisch zu einem
höheren Haftrisiko führen. Ein Nürnberger Beschluss von 2021 setzt pauschalen
Annahmen Grenzen.

“

Die Rechtslage



Verhältnismäßigkeit angeordnet werden. Bei „Fluchtgefahr“ verlangt § 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO
Tatsachen, die es wahrscheinlicher machen, dass sich der Beschuldigte dem Verfahren entziehen
wird, als dass er sich ihm stellt.

Ausländische Staatsangehörigkeit, ein Wohnsitz im Ausland oder Asylbewerberstatus sind für sich
genommen keine ausreichenden Haftgründe. Erforderlich ist eine Gesamtwürdigung, unter
anderem von Straferwartung, Familie, Arbeit, Wohnung, Verhalten im Verfahren, finanziellen
Möglichkeiten und Auslandsbeziehungen.

In dem Verfahren 12 Qs 75/21 beantragte die Staatsanwaltschaft Haftbefehle gegen zwei
Asylbewerber. Sie verwies unter anderem darauf, die Männer lebten in einer
Erstaufnahmeeinrichtung, hätten keinen festen Wohnsitz und keine sonstigen Bindungen im Inland.

Das Amtsgericht Nürnberg lehnte Untersuchungshaft ab; das Landgericht bestätigte dies am 26.
Oktober 2021. Die abstrakten Lebensumstände reichten nicht. Zu berücksichtigen waren die
konkrete Straferwartung, fehlende Vorstrafen und das Verhalten der Beschuldigten. Der Fall zeigt:
Eine Erstaufnahmeeinrichtung darf nicht automatisch mit „ohne erreichbaren Aufenthaltsort“
gleichgesetzt werden.

Das OLG Oldenburg entschied 2009, dass selbst ein Wohnsitz im Ausland und fehlende tragfähige
Bindungen in Deutschland allein keine Fluchtgefahr begründen. Diese Umstände dürfen Teil der
Gesamtwürdigung sein, benötigen aber zusätzliche konkrete Fluchtindizien.

Viele Asylsuchende haben objektiv weniger der klassisch haftvermeidenden Bindungen: keinen
dauerhaften Mietvertrag, keine langjährige Beschäftigung, keinen gesicherten Aufenthalt und
Familie im Ausland. Dieselben formal neutralen Kriterien können sie deshalb häufiger belasten.

Hinzu kommen Kommunikationsprobleme und Schwierigkeiten, schnell Dokumente, Bürgschaften
oder eine ladungsfähige Anschrift nachzuweisen. Eine faire Haftentscheidung muss diese

LG Nürnberg-Fürth 2021

Weitere Rechtsprechung

Wo liegt trotzdem eine praktische
Benachteiligung?

https://www.gesetze-im-internet.de/stpo/__112.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=LG%20N%C3%BCrnberg-F%C3%BCrth&Datum=26.10.2021&Aktenzeichen=12%20Qs%2075%2F21


Lebensrealität prüfen, ohne aus dem Status selbst Fluchtbereitschaft abzuleiten.

Untersuchungshaft sichert ein Strafverfahren und setzt dringenden Tatverdacht voraus.
Abschiebungshaft sichert dagegen eine Aufenthaltsbeendigung und kann ohne Straftat angeordnet
werden. Beide Institute dürfen weder vermischt noch wechselseitig als Begründungsersatz
verwendet werden.

§ 112 StPO – Voraussetzungen der Untersuchungshaft
AG Nürnberg, 15.10.2021 – 57 Gs 9698/21 und 9700/21
LG Nürnberg-Fürth, 26.10.2021 – 12 Qs 75/21
OLG Oldenburg, 25.6.2009 – 1 Ws 349/09

Stand: 9. August 2026.

Abgrenzung zur Abschiebungshaft

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/stpo/__112.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2021-N-39732
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=LG%20N%C3%BCrnberg-F%C3%BCrth&Datum=26.10.2021&Aktenzeichen=12%20Qs%2075%2F21
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/3a9cef30-c6c6-4802-be45-2e8205873fa1


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Ein Strafverfahren ist nur fair, wenn der Beschuldigte den Vorwurf, die Verhandlung und seine
Verteidigungsmöglichkeiten versteht. Nach § 187 GVG zieht das Gericht für einen
sprachunkundigen Beschuldigten oder Verurteilten einen Dolmetscher oder Übersetzer heran,
soweit dies zur Ausübung seiner strafprozessualen Rechte erforderlich ist.

[KEIN DELIKT] Dolmetscher
und Übersetzungen im
Strafverfahren
[KEIN DELIKT] Dolmetscher
und Übersetzungen im
Strafverfahren

Einordnung: begünstigende Verfahrenssonderregel für sprachunkundige
Personen, die tatsächliche Gleichheit herstellen soll. Sie gilt nicht nur für
Flüchtlinge.

“

Das Recht auf Verstehen und
Verstandenwerden

https://www.gesetze-im-internet.de/gvg/__187.html


Die erforderliche Unterstützung ist grundsätzlich unentgeltlich. Das Recht folgt außerdem aus Art.
6 Abs. 3 Buchstabe e EMRK und der EU-Richtlinie 2010/64/EU. Es gilt unabhängig von
Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsstatus, betrifft Geflüchtete aber überdurchschnittlich oft.

Der Anspruch umfasst insbesondere:

Verdolmetschung wesentlicher Vernehmungen und der Hauptverhandlung;
Verständigung mit der Verteidigung, soweit dies zur wirksamen Verteidigung erforderlich
ist;
Übersetzung wesentlicher Schriftstücke oder eine gleichwertige mündliche Übertragung;
Information über die bestehenden Sprachrechte in einer verständlichen Sprache.

Nicht jede Aktenseite und nicht jedes Schreiben muss automatisch vollständig schriftlich übersetzt
werden. Maßstab ist die effektive Wahrnehmung der Rechte.

Der BGH entschied am 18.2.2020, dass ein verteidigter Angeklagter grundsätzlich keinen Anspruch
auf schriftliche Übersetzung eines noch nicht rechtskräftigen erstinstanzlichen Urteils hat, wenn

er und sein Verteidiger bei der Verkündung anwesend waren,
die Urteilsgründe mündlich gedolmetscht wurden und
er das Urteil mit dem Verteidiger, nötigenfalls wiederum mit Dolmetscher, besprechen
kann.

Bei einem besonderen berechtigten Interesse kann eine schriftliche Übersetzung dennoch
erforderlich sein. Der Anspruch ist also stark, aber nicht grenzenlos.

Formal erhält ein deutschsprachiger Angeklagter keine kostenlose Übersetzung. Materiell ist die
Regel aber kein Bonus, sondern kompensiert eine Sprachbarriere. Ohne sie wäre die nicht
deutschsprachige Person schlechter gestellt und das rechtliche Gehör nur auf dem Papier
gewährleistet.

Was muss übersetzt werden?

BGH 3 StR 430/19

Vorteil oder bloßer
Nachteilsausgleich?

https://www.hrr-strafrecht.de/3/19/3-430-19.php


Praktische Probleme bleiben: seltene Sprachen, Qualitätsunterschiede, Dialekte, fehlende
Vertraulichkeit oder fehlerhafte Übertragung können die Glaubwürdigkeits- und Beweiswürdigung
beeinflussen. Ein protokollierter Widerspruch kann tatsächlich aus einer Übersetzungsschwäche
stammen. Gerichte müssen konkrete Hinweise auf solche Fehler aufklären.

Dieses Recht gilt ebenso für Touristen, ausländische Arbeitnehmer oder seit Jahren hier lebende
Menschen, sofern ihre Deutschkenntnisse nicht ausreichen. Umgekehrt erhält ein Flüchtling mit
hinreichenden Deutschkenntnissen nicht automatisch einen Dolmetscher.

§ 187 GVG – Dolmetscher oder Übersetzer
BGH, 18.2.2020 – 3 StR 430/19, Volltext
Richtlinie 2010/64/EU über Dolmetschleistungen und Übersetzungen
Art. 6 EMRK

Stand: 9. August 2026.

Nicht nur Flüchtlinge

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/gvg/__187.html
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https://dejure.org/gesetze/MRK/6.html


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Nach der seit 2026 geltenden Fassung von § 74 AsylG muss eine Klage gegen eine asylrechtliche
Entscheidung grundsätzlich innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung erhoben werden. In
bestimmten beschleunigten oder mit einwöchigem Eilrechtsschutz verbundenen Fällen beträgt die
Frist nur eine Woche.

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind grundsätzlich binnen eines
Monats nach Zustellung anzugeben. Neues Vorbringen bleibt nach dem aktuellen Gesetz zwar
möglich, verspätetes Vorbringen kann aber unter den gesetzlichen Voraussetzungen prozessuale
Nachteile auslösen.

[KEIN DELIKT] Kurze Klage-
und Begründungsfristen im
Asylrecht
[KEIN DELIKT] Kurze Klage-
und Begründungsfristen im
Asylrecht

Einordnung: echte statusbezogene Erschwerung des gerichtlichen
Rechtsschutzes. Asylsuchende müssen deutlich schneller reagieren als Kläger in
vielen gewöhnlichen Verwaltungsverfahren.

“

Aktuelle Fristen

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__74.html


Zum Vergleich: Die allgemeine Klagefrist nach § 74 VwGO beträgt regelmäßig einen Monat.
Asylverfahren weichen damit bewusst nach unten ab.

Innerhalb weniger Tage müssen Betroffene oft gleichzeitig

den Bescheid und seine Rechtsbehelfsbelehrung verstehen,
einen qualifizierten Dolmetscher oder Berater finden,
eine Anwältin oder einen Anwalt erreichen,
Vollmacht und Unterlagen übermitteln,
Herkunftslandinformationen und Beweismittel zusammentragen und
bei drohender Abschiebung zusätzlich einen Eilantrag stellen.

Unterbringung in abgelegenen Einrichtungen, psychische Belastung, fehlender Internetzugang und
Sprachbarrieren verschärfen die Zeitnot. Eine versäumte Frist kann den Verlust der inhaltlichen
Prüfung bedeuten.

Der Gesetzgeber will schnell klären, ob Schutz besteht, und lange Unsicherheit vermeiden.
Beschleunigung kann auch im Interesse der Schutzsuchenden liegen. Die Gegenposition verweist
auf die existenzielle Tragweite: Eine fehlerhafte Entscheidung kann Verfolgung, Folter oder Tod
nach Rückkehr bedeuten. Deshalb müssen Zugang zu Beratung, korrekte Zustellung und
verständliche Belehrung besonders zuverlässig sein.

In einem Verfahren eines pakistanischen Christen hatte das Verwaltungsgericht Beweisanträge
unter anderem wegen einer vermeintlichen Verspätung nach § 74 AsylG zurückgewiesen. Das
BVerfG, Beschluss vom 25.3.2020, nahm die Verfassungsbeschwerde im Ergebnis nicht an,
arbeitete aber die Grenzen der Präklusion und die Anforderungen an rechtliches Gehör und
Beweisanträge heraus. Die damalige Normfassung unterscheidet sich von der seit 2026 geltenden;
die verfassungsrechtliche Pflicht zu effektivem Rechtsschutz bleibt.

Warum ist das besonders
belastend?

Rechtfertigung und Kritik

BVerfG 2 BvR 113/20

https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__74.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/03/rk20200325_2bvr011320.html


Hier liegt keine bloß individuelle Folge, sondern eine ausdrückliche Andersbehandlung im
Prozessrecht vor. Sie ist gesetzlich gewollt, aber nur dann praktisch fair, wenn Betroffene frühzeitig
verständliche Information und erreichbare, qualifizierte Beratung erhalten.

§ 74 AsylG – aktuelle Fassung
§ 74 VwGO – allgemeine Klagefrist
BVerfG, 25.3.2020 – 2 BvR 113/20
Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, WD 3-014/22

Stand: 9. August 2026. Frühere Entscheidungen können sich auf ältere Fassungen des § 74 AsylG
beziehen.

Bewertung

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__74.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__74.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/03/rk20200325_2bvr011320.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/889442/WD-3-014-22-pdf.pdf


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Nach § 78 AsylG ist ein Urteil des Verwaltungsgerichts unanfechtbar, wenn die Klage als
offensichtlich unzulässig oder offensichtlich unbegründet abgewiesen wird. In den übrigen Fällen
gibt es eine Berufung nur, wenn das Oberverwaltungsgericht sie zulässt.

Die Zulassungsgründe sind begrenzt:

1. grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache,
2. Abweichung von einer höher- oder gleichrangigen Leitentscheidung oder
3. ein bestimmter schwerer Verfahrensmangel.

[KEIN DELIKT] Begrenzte
Berufung und Rechtsmittel
im Asylprozess
[KEIN DELIKT] Begrenzte
Berufung und Rechtsmittel
im Asylprozess

Einordnung: echte strukturelle Sonderbehandlung. Der Zugang zur zweiten
Tatsacheninstanz ist im Asylrecht enger als im allgemeinen Verwaltungsprozess.“

Grundregel des § 78 AsylG

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__78.html


Eine bloße Behauptung, das Verwaltungsgericht habe Tatsachen falsch gewürdigt, eröffnet nicht
automatisch eine zweite Tatsacheninstanz. Der Zulassungsantrag muss fristgerecht und juristisch
substantiiert begründet werden.

Auch nach der VwGO ist eine Berufung nicht völlig schrankenlos. Das Asylgesetz enthält aber
zusätzliche Beschleunigungs- und Ausschlussregeln. Besonders einschneidend ist die
Unanfechtbarkeit „offensichtlich“ abgewiesener Klagen. Der Rechtsweg kann damit nach einer
einzigen Tatsacheninstanz enden.

Asylentscheidungen hängen stark von Tatsachen ab: Glaubhaftigkeit einer persönlichen
Verfolgungsgeschichte, aktuelle Lage im Herkunftsstaat, Erreichbarkeit internen Schutzes oder
medizinische Gefahren. Gerade Tatsachenfehler lassen sich aber über ein enges
Berufungszulassungsrecht schwerer korrigieren als reine Rechtsfragen.

Die anwaltliche Begründung muss zudem häufig innerhalb kurzer Fristen erstellt werden. Ohne
fachkundige Vertretung ist es für sprachunkundige Schutzsuchende kaum möglich, einen
abstrakten Zulassungsgrund sauber von bloßer Kritik an der Beweiswürdigung zu unterscheiden.

Art. 19 Abs. 4 GG garantiert effektiven Rechtsschutz, aber nicht generell mehrere Instanzen. Wenn
der Gesetzgeber eine weitere Instanz eröffnet, dürfen die Gerichte deren Zugang jedoch nicht
durch übermäßig strenge Anforderungen praktisch leerlaufen lassen.

Im Fall 2 BvR 1057/22 hob das BVerfG 2023 ein Urteil des VG Frankfurt auf. Das
Verwaltungsgericht hatte eine Asylklage wegen vermeintlichen Nichtbetreibens als
zurückgenommen behandelt, obwohl weiterhin ein Rechtsschutzinteresse erkennbar war. Das
BVerfG sah Art. 19 Abs. 4 GG verletzt. Der Fall zeigt, dass Beschleunigungsvorschriften nicht als
bloße Sanktion für anwaltliche oder prozessuale Versäumnisse überdehnt werden dürfen.

Vergleich mit dem allgemeinen
Verwaltungsprozess

Warum ist das relevant?

Verfassungsrechtliche Grenze

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/02/rk20230207_2bvr105722.html


Die Beschränkung ist keine geheime Benachteiligung, sondern ausdrücklich gesetzlich geregelt. Sie
kann schnelle Rechtssicherheit schaffen, erhöht aber das Risiko, dass eine erstinstanzliche
Tatsachenfehlentscheidung nicht vollständig überprüft wird. Wegen der möglichen
Abschiebungsfolgen ist die Qualität der ersten Instanz daher besonders bedeutsam.

§ 78 AsylG – Rechtsmittel
BVerfG, 7.2.2023 – 2 BvR 1057/22
§ 81 AsylG – fiktive Klagerücknahme bei Nichtbetreiben
Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, WD 3-014/22

Stand: 9. August 2026.

Bewertung

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__78.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/02/rk20230207_2bvr105722.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__81.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/889442/WD-3-014-22-pdf.pdf


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Wer aus staatlicher oder nichtstaatlicher Verfolgung flieht, nimmt selten amtliche Beweise mit.
Geheimpolizeiliche Drohungen, Folter, sexualisierte Gewalt oder Verfolgung wegen sexueller
Orientierung sind häufig nicht dokumentiert. Zeugen befinden sich im Herkunftsland, sind
gefährdet oder nicht erreichbar.

Deshalb ist der Asylsuchende oft „Zeuge in eigener Sache“. Seine persönliche Anhörung und die
innere Stimmigkeit der Schilderung haben größere Bedeutung als in vielen gewöhnlichen
Verwaltungsverfahren.

[KEIN DELIKT] Beweisnot und
Glaubhaftigkeit im
Asylprozess
[KEIN DELIKT] Beweisnot und
Glaubhaftigkeit im
Asylprozess

Einordnung: besondere Beweissituation, aber kein automatischer
„Vertrauensbonus“. Die eigene Aussage kann mangels anderer Beweise
entscheidend sein; das Gericht muss dennoch von der Verfolgungsgefahr
überzeugt sein.

“

Warum Asylverfahren anders sind



Im Asylprozess gilt nicht „im Zweifel für den Angeklagten“, weil es keinen Angeklagten gibt. Das
Verwaltungsgericht ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen (§ 86 VwGO) und entscheidet nach
seiner freien, aus dem Gesamtergebnis gewonnenen Überzeugung (§ 108 VwGO). Zugleich muss
die schutzsuchende Person die persönlichen Ereignisse substantiiert und nachvollziehbar schildern.

Eine glaubhafte, detailreiche und widerspruchsfreie Aussage kann ausreichen, obwohl Urkunden
fehlen. Umgekehrt muss das Gericht nicht jede Behauptung als wahr unterstellen. Widersprüche,
spätes Vorbringen und fehlende Plausibilität dürfen gewürdigt werden, müssen aber fair erklärt und
im Kontext von Trauma, Übersetzung und Anhörungssituation beurteilt werden.

Art. 4 Abs. 4 der EU-Qualifikationsrichtlinie beziehungsweise die fortentwickelten unionsrechtlichen
Regeln geben bereits Verfolgten einen wichtigen tatsächlichen Anhaltspunkt dafür, dass Gefahr
erneut droht. Diese Vermutung kann widerlegt werden, wenn stichhaltige Gründe gegen eine
Wiederholung sprechen.

Das ist eine echte flüchtlingsrechtliche Beweiserleichterung. Sie folgt nicht aus Nationalität,
sondern aus belegter oder glaubhaft gemachter früherer Verfolgung.

Dolmetscher übertragen Begriffe oder Zeitangaben ungenau.
Traumatisierte Menschen erinnern nicht immer chronologisch und vermeiden belastende
Details.
Das BAMF und das Gericht nutzen unterschiedliche Herkunftslandberichte.
Stereotype Erwartungen darüber, wie ein „echtes Opfer“ spricht oder reagiert, können die
Würdigung verzerren.
Auch erfundene oder nachträglich gesteigerte Angaben kommen vor; eine sensible
Prüfung ist nicht gleichbedeutend mit unkritischem Glauben.

Kein strafrechtlicher
Beweismaßstab

Beweiserleichterung bei
Vorverfolgung

Typische Fehlerquellen



Das BVerfG behandelte im Beschluss 2 BvR 113/20 unter anderem abgelehnte Beweisanträge und
den Zugang zu Herkunftslandberichten. Der Fall zeigt, wie eng Beweisrecht, kurze Fristen und die
Möglichkeit zur Stellungnahme zusammenhängen. Ein Gericht darf entscheidungserhebliche
Erkenntnisse nicht verwenden, ohne den Beteiligten grundsätzlich Gelegenheit zur
Auseinandersetzung zu geben.

Die besondere Rolle der Aussage ist kein pauschaler Bonus, sondern eine Reaktion auf strukturelle
Beweisnot. Praktisch kann dieselbe Struktur sowohl helfen als auch schaden: Eine glaubhafte
Aussage kann ohne Dokumente genügen; eine negative Glaubwürdigkeitsbewertung kann den
gesamten Schutzanspruch zu Fall bringen.

§ 86 VwGO – Untersuchungsgrundsatz
§ 108 VwGO – freie richterliche Überzeugung
BVerfG, 25.3.2020 – 2 BvR 113/20
Informationsverbund Asyl & Migration: Beweisrecht und Glaubwürdigkeit
EU-Qualifikationsrichtlinie 2011/95/EU, Art. 4

Stand: 9. August 2026. Die europäischen Asylregeln befinden sich 2026 in einer Übergangs- und
Umstellungsphase; für konkrete Verfahren ist die zeitlich anwendbare Fassung zu prüfen.

Rechtliches Gehör und
Sachaufklärung

Bewertung

Quellen

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/03/rk20200325_2bvr011320.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__86.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__108.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/03/rk20200325_2bvr011320.html
https://www.asyl.net/recht/rechtsprechungskategorien/asylverfahrens-und-prozessrecht/beweisrecht-und-glaubwuerdigkeit/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32011L0095


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Abschiebungshaft dient nicht der Ahndung einer Straftat. Sie soll eine behördlich angeordnete
Ausreise oder Abschiebung vorbereiten oder sichern. Betroffen sein können abgelehnte
Asylsuchende und andere ausreisepflichtige Ausländer; anerkannte Flüchtlinge sind nicht schon

[KEIN DELIKT]
Abschiebungshaft:
Freiheitsentziehung ohne
Straftat
[KEIN DELIKT]
Abschiebungshaft:
Freiheitsentziehung ohne
Straftat

Einordnung: besonders einschneidende statusbezogene Ungleichbehandlung.
Abschiebungshaft ist keine Strafe, kann aber allein zur Sicherung einer
Aufenthaltsbeendigung bis zu 18 Monate dauern.

“

Was ist Abschiebungshaft?



wegen ihres Status abschiebungshaftfähig.

Nach § 62 AufenthG ist Haft unzulässig, wenn ein milderes Mittel genügt. Sie muss so kurz wie
möglich dauern und bedarf grundsätzlich richterlicher Anordnung. Minderjährige und Familien mit
Minderjährigen sollen grundsätzlich nicht inhaftiert werden.

Sicherungshaft kann bei gesetzlichen Voraussetzungen, insbesondere Fluchtgefahr, angeordnet
werden. Die Gesamtdauer darf nach der aktuellen Regelung grundsätzlich bis zu 18 Monate
erreichen.

Ein deutscher Staatsangehöriger kann nicht zur Sicherung seiner Entfernung aus Deutschland
inhaftiert werden. Die Freiheitsentziehung knüpft unmittelbar an Ausreisepflicht und
Aufenthaltsstatus an. Das Amtsgericht entscheidet in einem familiengerichtlichen
Freiheitsentziehungsverfahren, nicht in einem Strafprozess.

Für Betroffene fühlt sich die Unterbringung dennoch wie Gefängnis an. Gerade deshalb verlangen
Unionsrecht, EMRK und Aufenthaltsgesetz besondere Einrichtungen und Bedingungen, die sich vom
Strafvollzug unterscheiden.

Der BGH entschied am 26.3.2024 über die Unterbringung in der bayerischen
Abschiebungshafteinrichtung Hof. Lange tägliche Einschlusszeiten und nur wenige Besuchsstunden
können dem besonderen, nicht strafenden Charakter der Haft widersprechen. Der BGH betonte die
unions- und menschenrechtlich gebotene Angemessenheit der Bedingungen.

§ 62a AufenthG schreibt grundsätzlich spezielle Hafteinrichtungen, Trennung von Strafgefangenen,
Kontaktmöglichkeiten und besondere Aufmerksamkeit für Schutzbedürftige vor.

Warum ist dies eine
Andersbehandlung vor Gericht?

Haftbedingungen: BGH XIII ZB
85/22

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__62.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/XIII_ZS/2022/XIII_ZB__85-22.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__62a.html


Das BVerfG gab 2025 mehreren Verfassungsbeschwerden statt, in denen Menschen vor einer erst
später eingeholten richterlichen Haftanordnung festgenommen worden waren. Es stellte klar: Der
Richtervorbehalt aus Art. 104 Abs. 2 GG ist keine Formalität. Eine vorherige richterliche
Entscheidung darf nur bei echter Gefahr im Verzug fehlen; planbare Abschiebungen erlauben nicht
routinemäßig eine behördliche Vorabfestnahme.

Gerichte müssen insbesondere prüfen:

Liegt tatsächlich eine vollziehbare Ausreisepflicht vor?
Ist die Abschiebung innerhalb der Haftzeit realistisch durchführbar?
Gibt es konkrete Fluchtgefahr oder nur pauschale Vermutungen?
Genügen Meldeauflagen, Kaution oder andere mildere Mittel?
Ist der behördliche Haftantrag vollständig und rechtzeitig übermittelt?
Wurde die betroffene Person persönlich angehört und kann sie sich verständigen?

Fehler führen nicht selten erst nachträglich zur Feststellung, dass Haft rechtswidrig war – dann ist
die verlorene Freiheit nicht rückholbar.

§ 62 AufenthG – Abschiebungshaft
§ 62a AufenthG – Vollzug der Abschiebungshaft
BGH, 26.3.2024 – XIII ZB 85/22, PDF
BVerfG, Pressemitteilung Nr. 97/2025 zu Festnahmen vor Abschiebungshaft
BVerfG, 4.8.2025 – 2 BvR 2165/21

Stand: 9. August 2026.

Festnahme vor der richterlichen
Entscheidung

Schutz und Fehlerrisiko

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__62.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__62a.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/XIII_ZS/2022/XIII_ZB__85-22.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-097.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/08/rk20250804_2bvr216521.html


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

§ 46 Abs. 2 StGB verpflichtet Gerichte, bei der Strafzumessung besonders auch rassistische,
fremdenfeindliche, antisemitische, geschlechtsspezifische, gegen die sexuelle Orientierung
gerichtete und sonstige menschenverachtende Beweggründe und Ziele zu berücksichtigen.

[VARIABEL] Rassistische und
fremdenfeindliche
Tatmotive: Opferschutz
[VARIABEL] Rassistische und
fremdenfeindliche
Tatmotive: stärkerer Schutz
für Flüchtlinge als Opfer

Einordnung: gesetzlich angeordnete strafschärfende Berücksichtigung des
Tatmotivs, nicht des „Wertes“ des Opfers. Wer Geflüchtete gerade aus
rassistischen oder fremdenfeindlichen Gründen angreift, muss regelmäßig mit
einer strengeren Strafzumessung rechnen.

“

Die Regel in § 46 StGB

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__46.html


Die Tat bleibt rechtlich beispielsweise Körperverletzung, Brandstiftung oder Sachbeschädigung.
Das menschenverachtende Motiv erhöht aber die Schuld, weil der Täter nicht nur das unmittelbare
Opfer verletzt, sondern dessen gleichberechtigte Existenz und häufig eine ganze Gruppe angreift.

In einem 2020 entschiedenen Verfahren hatte das Landgericht Koblenz einen Angeklagten wegen
gemeinschädlicher Sachbeschädigung und Verstoßes gegen das Uniformverbot verurteilt, aber von
Strafe abgesehen. Der BGH hob den Strafausspruch auf, weil die fremdenfeindlichen und
menschenverachtenden Ziele nicht rechtsfehlerfrei gewichtet worden waren.

Der Fall betraf nicht zwingend einen Flüchtling als unmittelbares Opfer, ist aber für Angriffe auf
Geflüchtete und Unterkünfte wegweisend: Rassistische Motive sind keine politische Nebensache,
sondern ein gesetzlicher Strafzumessungsfaktor.

Nicht jeder Konflikt zwischen einem Deutschen und einem Geflüchteten ist rassistisch. Das Motiv
muss aus Tatsachen festgestellt werden, zum Beispiel aus

Äußerungen während oder vor der Tat,
Auswahl gerade einer Flüchtlingsunterkunft,
einschlägigen Nachrichten, Planungen oder Symbolen,
Gruppenzugehörigkeit und Tatkontext,
vergleichbaren früheren Handlungen.

Herkunft des Opfers allein genügt nicht. Umgekehrt darf ein klar belegtes Hassmotiv nicht als bloße
Gesinnung ohne Tatbezug ignoriert werden.

Das Opfer erhält nicht deshalb „mehr Recht“, weil es Flüchtling ist. Der zusätzliche Schuldgehalt
liegt im Motiv des Täters. Derselbe Grundsatz schützt auch jüdische, queere, behinderte oder aus
anderen menschenverachtenden Gründen ausgewählte Opfer.

Praktisch ist es dennoch eine relevante Andersbehandlung: Ein ansonsten vergleichbarer Angriff
kann höher bestraft werden, wenn er gerade wegen der tatsächlichen oder zugeschriebenen
Flüchtlingseigenschaft erfolgt.

BGH 3 StR 40/20

Wann greift die Regel?

Ist das eine Bevorzugung?

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/2020110.html


Hassmotive sind schwer zu beweisen, wenn der Täter schweigt oder die Tat als „spontanen Streit“
darstellt. Polizei und Staatsanwaltschaft müssen entsprechende Indizien früh sichern. Wird das
Motiv nicht erkannt oder dokumentiert, kann es später in der Strafzumessung fehlen.

§ 46 StGB – Strafzumessung und menschenverachtende Motive
BGH, Pressemitteilung vom 20.8.2020 – 3 StR 40/20
Legal Tribune Online: BGH verlangt Berücksichtigung der Fremdenfeindlichkeit

Stand: 9. August 2026.

Grenzen in der Praxis

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__46.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/2020110.html
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/bgh-3str4020-lg-koblenz-2090js297521012kls-staatsschutz-rechtsextrem-fremdenfeindlich-menschenverachtend-rassistisch-strafe-strafschaerfung-46-stgb


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Das Landgericht Nürnberg-Fürth sah es als erwiesen an, dass ein Mitarbeiter des
Sicherheitsdienstes in einer Flüchtlingsunterkunft zwei Bewohnerinnen über Jahre hinweg

[EXTREM] Nürnberg:
Ausnutzung geflüchteter
Frauen durch einen
Wachmann
[EXTREM] Nürnberg:
Ausnutzung geflüchteter
Frauen durch einen
Wachmann

Kurzurteil: Kein „Rabatt“, sondern ein Beispiel dafür, wie die besondere
Abhängigkeit geflüchteter Opfer strafrechtlich relevant wird. Ein früherer
Wachmann erhielt zehn Jahre Haft wegen mindestens 67 Vergewaltigungen; der
BGH bestätigte das Urteil 2025.

“

Der Fall



mindestens 67-mal vergewaltigt hatte. Nach der gerichtlichen Feststellung nutzte er seine Stellung,
die Unterbringungssituation und die Abhängigkeit der Frauen aus.

Das Gericht verurteilte den Mann im Februar 2024 zu zehn Jahren Freiheitsstrafe. Die Revision blieb
erfolglos: Der BGH verwarf sie am 22. Januar 2025 – 6 StR 387/24. Damit wurde das Urteil
rechtskräftig.

Die Strafnorm schützt alle Menschen gleichermaßen vor sexueller Gewalt. Die konkrete Lebenslage
der Opfer beeinflusste aber die Tatmöglichkeiten und die Beweiswürdigung:

Der Täter verfügte als Wachmann über tatsächliche Autorität und Zugang.
Die Frauen lebten in einer staatlich organisierten Unterkunft und konnten der Situation
nicht wie in einem frei gewählten Wohnverhältnis ausweichen.
Aufenthaltsunsicherheit, Sprachbarrieren und Angst vor Behörden können Anzeigen
erschweren.
Wiederholte Taten können durch Abhängigkeit und Einschüchterung ermöglicht werden,
ohne dass dies Zustimmung bedeutet.

Die besondere Schutzlosigkeit ist kein privilegierter Opferstatus, sondern ein tatsächlicher
Umstand, den Gerichte bei Tatnachweis und Strafzumessung berücksichtigen müssen.

Bei sexualisierter Gewalt sind verzögerte Offenbarung, ambivalentes Verhalten oder weiterer
Kontakt zum Täter kein zuverlässiger Beleg für Freiwilligkeit. In institutionellen
Abhängigkeitsverhältnissen kann der Täter gerade darauf setzen, dass das Opfer Nachteile,
Unglauben oder Verlust von Unterstützung fürchtet.

Das Gericht musste dennoch jeden Tatkomplex individuell prüfen. Die hohe Zahl folgt nicht aus
einer pauschalen Annahme, sondern aus der nach einer umfangreichen Hauptverhandlung
getroffenen Überzeugung des Landgerichts, die der BGH auf Rechtsfehler überprüfte.

Warum gehört der Fall zur
Andersbehandlung?

Warum späte Anzeige nicht gegen
die Opfer spricht

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BGH&Datum=22.01.2025&Aktenzeichen=6%20StR%20387%2F24


Der Fall belegt nicht, dass Geflüchtete vor Gericht generell besser oder schlechter behandelt
werden. Er zeigt aber, dass der Flüchtlings- und Unterbringungskontext eine besondere
Verwundbarkeit schaffen kann, die das Strafverfahren ernst nehmen muss. Schutzbehörden tragen
zudem eine organisatorische Verantwortung, Machtmissbrauch in Unterkünften zu verhindern und
sichere Beschwerdewege bereitzustellen.

BR24, 2025: BGH bestätigt Urteil gegen Wachmann
BGH, 22.1.2025 – 6 StR 387/24, Verfahrensnachweis
Süddeutsche Zeitung: Urteil des LG Nürnberg-Fürth

Stand: 9. August 2026. Die Opfer werden aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes nicht
identifiziert.

Aussagekraft des Falles

Quellen

https://www.br.de/nachrichten/bayern/gefluechtete-vergewaltigt-bgh-bestaetigt-urteil-gegen-wachmann,USfnnhR
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BGH&Datum=22.01.2025&Aktenzeichen=6%20StR%20387%2F24
https://www.sueddeutsche.de/bayern/nuernberg-asylbewerber-unterkunft-vergewaltigung-prozess-1.6375866


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

Geflüchtete können Krieg, Folter, sexualisierte Gewalt, Verlust von Angehörigen und
lebensgefährliche Fluchtrouten erlebt haben. Solche Erfahrungen erhöhen das Risiko psychischer
Erkrankungen, insbesondere einer posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS). Trotzdem ist

[VARIABEL] Fluchttrauma
und PTBS: Auswirkungen auf
die Schuldfähigkeit
[VARIABEL] Fluchttrauma
und PTBS: Auswirkungen auf
Schuldfähigkeit und
Verfahren

Einordnung: keine automatische Strafmilderung für Geflüchtete. Eine fachlich
festgestellte schwere psychische Störung kann wie bei jedem Täter die
Schuldfähigkeit beeinflussen; Trauma kann außerdem Aussageverhalten und
Verhandlungsfähigkeit berühren.

“

Trauma ist nicht gleich
Schuldminderung



weder jede geflüchtete Person traumatisiert noch führt jede PTBS zu verminderter Schuldfähigkeit.

Nach § 20 StGB ist nur schuldunfähig, wer wegen einer dort genannten schweren Störung bei der
Tat unfähig war, das Unrecht einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. Nach § 21 StGB
kann die Strafe gemildert werden, wenn diese Fähigkeit erheblich vermindert war.

Gerichte prüfen nicht nur eine Diagnose, sondern zwei Ebenen:

1. Erreicht die Störung nach Art und Schwere eines der gesetzlichen Eingangsmerkmale?
2. Hat sie gerade bei der konkreten Tat Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit aufgehoben oder

erheblich vermindert?

Eine PTBS-Bescheinigung allein beantwortet die zweite Frage nicht. Symptome, Tatablauf, Planung,
Auslöser, Verhalten vor und nach der Tat und mögliche andere Ursachen müssen zusammen
betrachtet werden. Häufig wird ein psychiatrischer Sachverständiger hinzugezogen; die rechtliche
Schlussentscheidung trifft das Gericht.

Die §§ 20 und 21 StGB gelten für Deutsche, Flüchtlinge und andere Ausländer identisch. Der
Unterschied ist faktisch: Schwere Gewalterfahrungen können in Fluchtbiografien häufiger
vorkommen, und Diagnose sowie Behandlung werden durch Sprachbarrieren und fehlende
medizinische Dokumente erschwert.

Ein Gericht darf weder aus „Flüchtling“ automatisch „traumatisiert“ noch aus „traumatisiert“
automatisch „weniger verantwortlich“ folgern. Umgekehrt wäre es rechtsfehlerhaft, konkrete
Anzeichen einer schweren Störung nur als Ausrede abzutun.

Trauma kann Erinnerungen fragmentieren, chronologische Erzählungen erschweren und
Vermeidung auslösen. Das ist besonders in Asylverfahren und bei geflüchteten Opfern relevant.
Widersprüche beweisen deshalb nicht automatisch eine Lüge. Gleichzeitig darf eine PTBS nicht als

Zweistufige Prüfung

Gleiche Norm, häufigere Relevanz

Bedeutung für Aussagen und
Glaubwürdigkeit

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__21.html


pauschale Erklärung für jeden Widerspruch verwendet werden; erforderlich ist eine individuelle,
fachlich informierte Würdigung.

Akute psychische Erkrankungen können die Fähigkeit beeinträchtigen, einer Verhandlung zu folgen
oder sich zu verteidigen. Mögliche Reaktionen sind Pausen, medizinische Begleitung, schonende
Vernehmung oder eine vorübergehende Unterbrechung. Das sind Ausprägungen eines fairen
Verfahrens, keine Strafvergünstigungen.

§ 20 StGB – Schuldunfähigkeit
§ 21 StGB – verminderte Schuldfähigkeit
Deutsches Ärzteblatt: Traumafolgestörungen und Asylrecht
AWMF: S3-Leitlinie Posttraumatische Belastungsstörung, 2026
Bundeszentrale für politische Bildung: Psychische Erkrankungen bei Flüchtlingen

Stand: 9. August 2026.

Verhandlungsfähigkeit und
Schutzmaßnahmen

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__21.html
https://www.aerzteblatt.de/archiv/traumafolgestoerungen-und-asylrecht-eine-besondere-herausforderung-3b69321b-fc1b-4c9e-924e-5fce1ad00772
https://register.awmf.org/assets/guidelines/155-001l_S3_Posttraumatische-Belastungsstoerung_2026-05.pdf
https://www.bpb.de/lernen/angebote/grafstat/krise-und-sozialisation/221932/m-02-15-psychische-erkrankungen-bei-fluechtlingen/


Andersbehandlung von Flüchtlingen vor Gericht

§ 12a AsylG sieht eine vom Bund geförderte Beratung vor. Sie muss

behördenunabhängig,
ergebnisoffen,
unentgeltlich,
individuell und
freiwillig

[KEIN DELIKT] Beratung und
anwaltliche Vertretung im
Asylverfahren
[KEIN DELIKT] Beratung und
anwaltliche Vertretung im
Asylverfahren

Einordnung: gesetzlich geförderte kostenlose Beratung, aber kein allgemeiner
Anspruch auf einen kostenlosen Anwalt in jedem Gerichtsverfahren. Kurze
Fristen und Sprachbarrieren machen diese Lücke besonders bedeutsam.

“

Unentgeltliche
Asylverfahrensberatung

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__12a.html


sein. Sie soll möglichst schon vor der BAMF-Anhörung beginnen und kann bis zum unanfechtbaren
Abschluss des Asylverfahrens reichen. Besondere Verfahrens- oder Aufnahmebedürfnisse sollen
berücksichtigt werden.

Das ist eine echte statusbezogene Unterstützungsleistung. Hintergrund sind die Komplexität des
Asylrechts, kurze Fristen, Sprachbarrieren und die Tatsache, dass Fehler in der ersten Anhörung
später schwer korrigierbar sein können.

Die geförderte Beratung kann im Rahmen des Rechtsdienstleistungsgesetzes rechtliche Hilfe
umfassen. Sie ersetzt aber nicht in jedem Fall eine anwaltliche Vertretung vor Gericht. Im
deutschen Verwaltungsprozess besteht in der ersten Instanz vor dem Verwaltungsgericht kein
Anwaltszwang; die betroffene Person darf sich selbst vertreten.

Formale Selbstvertretung bedeutet jedoch nicht tatsächliche Waffengleichheit. Ein
Berufungszulassungsantrag, komplexe Beweisanträge oder ein Eilantrag gegen eine unmittelbar
drohende Abschiebung sind ohne Fachkenntnis kaum sicher zu bewältigen.

Bedürftige können Prozesskostenhilfe erhalten, wenn die Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht
auf Erfolg bietet und nicht mutwillig ist. Diese Prüfung gilt grundsätzlich auch für andere mittellose
Kläger. Sie schafft also keine flüchtlingsspezifische Bevorzugung.

Das praktische Problem: Ob Erfolgsaussicht besteht, wird gerade in einem frühen Stadium geprüft,
in dem Tatsachen und Beweise noch schwer zugänglich sein können. Wird Prozesskostenhilfe
abgelehnt, kann anwaltliche Unterstützung finanziell unerreichbar bleiben.

Bei Freiheitsentziehung gelten stärkere Schutzanforderungen. Betroffene müssen über Rechte
informiert, persönlich angehört und gegebenenfalls durch einen Verfahrenspfleger oder
Rechtsbeistand unterstützt werden. Die konkrete Pflicht hängt von Verfahrensart und aktueller

Beratung ist nicht automatisch
anwaltliche Vertretung

Prozesskostenhilfe

Besondere Vertretung in Haft- und
Grenzverfahren



Gesetzesfassung ab.

Im Zuge des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems sind seit 2026 zusätzliche unionsrechtliche
Beratungs- und Verfahrensgarantien zu beachten. Welche Regel anwendbar ist, hängt vom
Zeitpunkt und Typ des Verfahrens ab.

Kostenlose Spezialberatung ist ein echter Vorteil gegenüber vielen anderen Verwaltungsverfahren.
Sie soll aber einen strukturellen Nachteil ausgleichen und garantiert weder flächendeckende
Erreichbarkeit noch anwaltliche Begleitung in jeder Instanz. Für die Fairness kommt es daher auf
Finanzierung, Unabhängigkeit, Qualität, Sprachzugang und rechtzeitige Erreichbarkeit an.

§ 12a AsylG – Asylverfahrensberatung
§ 166 VwGO – Prozesskostenhilfe
§ 67 VwGO – Vertretung vor Verwaltungsgerichten
BAMF: Informationen zur behördenunabhängigen Asylverfahrensberatung

Stand: 9. August 2026. Die seit Juni 2026 schrittweise anwendbaren EU-Regeln sollten bei
konkreten Verfahren zusätzlich geprüft werden.

Vorteil und Grenze

Quellen

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__12a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__166.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__67.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AVB/avb-node.html

